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Vorwort

Die vorliegende Studie beleuchtet ein Thema, dem in Deutschland viel zu lange zu wenig
Beachtung geschenkt wurde: der Entwicklungszusammenarbeit der Lander. Dabei sind es
die Lénder, die mit ihren spezifischen Erfahrungen in der Bildung, in der Wirtschaft
oder in der Zusammenarbeit mit den Nichtregierungsorganisationen Kompetenzen in die
Entwicklungspolitik einbringen kdnnen, iiber die der Bund nicht verfiigt und die aber die
deutsche Entwicklungszusammenarbeit in besonderer Weise bereichern.

Damit das gelingt, miissen die Lander ihre Potenziale erkennen und bereit sein, sie stirker
in die EZ einzubringen. Wer dies tut, stellt fest: Von Entwicklungszusammenarbeit profi-
tieren beide Seiten: die Lander des Siidens ebenso wie die Industrieldinder im Norden.

Nordrhein-Westfalen, das mit 18 Millionen Menschen bevolkerungsreichste Bundesland,
geht diesen Weg. Seit 2007 gibt es die neuen Leitlinien zur Entwicklungszusammenarbeit
Nordrhein-Westfalens. Sie 10sen die 14 Jahre alten, von der weltpolitischen Entwicklung
und den globalen Umwailzungen langst eingeholten entwicklungspolitischen Leitlinien des
Landes aus dem Jahr 1993 ab.

Die nordrhein-westfélische Entwicklungszusammenarbeit (EZ) wird jetzt wesentlich um-
fassender, intensiver und zielgerichteter betrieben. Dabei dienen die Millenniumsziele der
Vereinten Nationen als Richtschnur. Armutsbekdmpfung, die Verbesserung der Bildungs-
chancen fiir die Menschen im Siiden, die Gleichstellung der Geschlechter, die Bekdmpfung
der Kindersterblichkeit, die Verbesserung der Gesundheitsversorgung von Miittern, die
Bekampfung der grofen Pandemien, der Umweltschutz sowie der Aufbau einer weltweiten
Entwicklungspartnerschaft stehen im Mittelpunkt. Als wichtiger internationaler Wirtschafts-
standtort und das deutsche Nord-Siid-Land starkt das Land die Arbeit der Vereinten Nationen,
indem es die Zusammenarbeit mit den Experten der Entwicklungszusammenarbeit aus
Nordrhein-Westfalen intensiviert. Dazu gehdren neben den in Bonn ansdssigen UN-
Sekretariaten zahlreiche kirchliche Hilfswerke, Nicht-Regierungsorganisationen ebenso wie
staatliche Organisationen. Zu den wichtigen Neuerungen in der nordrhein-westfdlischen EZ
gehort ebenfalls die Partnerschaft mit Ghana.

Es freut mich sehr, dass die vorliegende Studie die aktuelle Debatte iiber die Neuaus-
richtung der Entwicklungspolitik der Lander bereichern kann. Die Untersuchung kommt
genau zum richtigen Zeitpunkt, denn die Ministerprasidentenkonferenz (MPK) bereitet
derzeit einen neuen Beschluss zur Entwicklungspolitik vor. Er soll noch in diesem
Jahr verabschiedet werden. Grundlage hierfiir ist der Bericht "Zukunftsfahigkeit sichern —
Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwortung von Bund, Lindern und Kom-
munen", der auf der Wartburg-Konferenz im Miérz 2008 von den Léndern erarbeitet
wurde.

Der Beschluss hebt die Bedeutung des entwicklungspolitischen Engagements der Lénder
fiir die deutsche Entwicklungszusammenarbeit hervor. Er appelliert an die Bundes-
regierung, die Lander stidrker als Kooperationspartner zu begreifen, die, wie in der
vorliegenden Studie beschrieben, "komparative Vorteile" gegeniiber groferen Gebern
haben. So verfiigen die Lénder iiber spezifisches Know-how und Kompetenzen, etwa in
der regionalen und kommunalen Verwaltung, in der Wissenschaft oder in der Wirtschaft.



Auf Landerebene sollten wir die Moéglichkeiten nutzen, unser entwicklungspolitisches En-
gagement Uber ODA-anrechenbare Leistungen hinaus auf al jene Politikfelder auszuwei-
ten, die in der Zustandigkeit der Lander liegen. Dazu gehtren beispielsweise die Wissen-
schafts- und Bildungspolitik, die Wirtschaftpolitik, die Energie- und Umweltpolitik und die
I ntegrationspolitik.

Bel unsin Nordrhein-Westfalen zum Beispiel konnen wir beobachten, dass es zu einer lan-
ge ungenutzten Wechselwirkung zwischen Entwicklungspolitik und Integrationspolitik
kommt. Ein Beispiel hierfir ist das entwicklungspolitische Engagement von Zuwanderin-
nen und Zuwanderern. Immer mehr arbeiten in entwicklungspolitischen Initiativen mit.
Unterstlitzen wir sie dabei, erreichen wir zweierlei: Zum einen stérken wir die Integration
von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in unserem Land, zum anderen nutzen wir
Synergieeffekte, die sich aus der Verknupfung von Migration und Entwicklung ergeben.
Wer sollte die spezifischen Probleme der Entwicklungslander besser kennen als Zuwande-
rinnen und Zuwanderer aus diesen Landern? Mit ihren Kompetenzen kdnnen sie in idealer
Weise als Bruickenbauer wirken.

Wir sind Uberzeugt: Wer nach diesen Grundsédtzen handelt, unterstiitzt nicht nur den Ent-
wicklungsprozess in den Landern des Stidens, sondern verbessert auch das Miteinander bel
uns, in den Léndern des Nordens.

N N

Armin Laschet
Minister fr Generationen, Familie, Frauen und Integration

des Landes Nordrhein-Westfalen
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundeslander

Zusammenfassung

Die Lander* wirken an der deutschen Entwicklungszusammenarbeit von Anfang an
mit. Aufgrund der Kulturhoheit der Lander konzentrierten sich die Lander im Wesent-
lichen auf Aus- und Fortbildungsmal3nahmen fir Fach- und Flhrungskréfte aus Ent-
wicklungslandern sowie auf entwicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsar-
beit in Deutschland. Zwischen Bundes- und Landesebene gab es bis Ende der 1970er
Jahre eine klare Arbeitsteilung: Danach sollte fir Mal3nahmen in Entwicklungsl&ndern
grundsétzlich die Bundesregierung zusténdig sein, wahrend die Lander insbesondere
mit Aus- und Fortbildungsmal3nahmen daran mitwirken sollten. Diese klare Arbeitstei-
lung wurde Ende der 1970er Jahre aufgegeben und den Landern auch ein Mandat fur
die Durchfihrung eigener Mal3nahmen in Entwicklungslandern eingerdaumt. Von die-
ser Moglichkeit haben die Lander in unterschiedlichem Malie Gebrauch gemacht: Ei-
nige engagierten sich mit umfangreichen Projekten und Programmen in einzelnen
Partnerlandern, andere konzentrierten sich auf die urspringliche Aufgabe der Aus-
und Fortbildung sowie auf entwicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsar-
beit.”

Das gegenwartige entwicklungspolitische Engagement der Lander ist auf3erordentlich
heterogen. Auf der einen Seite haben alle Lénder in den letzten Jahren ihre Haushalts-
ansétze fur Entwicklungszusammenarbeit deutlich zurtickgefahren, in einigen Landern
wurden die bereits vorhandenen organisatorischen Strukturen fir die Landesentwick-
lungszusammenarbeit wieder verkleinert und die Zustandigkeit fur dieses Politikfeld
von jeder neuen Landesregierung an ein anderes Ressort weitergereicht und mit ande-
ren Politikfeldern (z. B. Europapolitik, Umweltpolitik, Familien- und Integrationspoli-
tik) kombiniert. Auf der anderen Seite gibt es Lander, die langjdhrige Partnerschaften
mit einem Entwicklungsland oder mit Regionen und St&dten in Entwicklungslandern
pflegen, und schliefdlich formuliert ein Bundesland — Nordrhein-Westfalen — ehrgeizi-
ge Leitlinien fur seine Entwicklungspolitik und kiindigt an, neue Ansgtze zur Mobili-
sierung des im Lande vorhandenen Wissens tber Entwicklungslénder und Entwick-
lungsprobleme fir die Entwicklungszusammenarbeit erproben zu wollen.

Fir alle Lander gilt, dass sich der grofdte Teil (im Durchschnitt Gber 90 %) ihrer as
offizielle Entwicklungshilfe (official development assistance — ODA) anrechenbaren
Leistungen aus kalkulatorischen Studienplatzkosten ergibt, die fir Studierende aus
Entwicklungslandern errechnet werden. Zwar ist die Anrechnung der kalkulatorischen
Studienplatzkosten auf die ODA-Quote nach den entsprechenden DAC-Regularien
erlaubt, doch kritisieren nicht nur Nichtregierungsorganisationen diese Praxis, weil es

1

Im Folgenden wird immer dort, wo eine Verwechslung mit anderen Landern im Sinne von ,, Nationen*
ausgeschlossen werden kann, anstelle des gdaufigen Begriffs ,, Bundeslander” der verfassungsrechtlich
korrekte Begriff ,Lander* verwendet. NatUrlich konnten nur bereits bestehende Lander einen Bund
schlief3en und nicht umgekehrt.

In dieser Studie werden unter ,, Entwicklungspolitik und ,, Entwicklungszusammenarbeit” nur die ODA
anrechenbaren Leistungen verstanden. Dass daneben die Lander AuRenwirtschaftsforderung fur die im
Lande ansassigen Unternehmen auch mit Entwicklungs- und Transformationslandern betreiben, steht
auf einem anderen Blatt. Auch wenn die kommerziellen Beziehungen von Unternehmen der Lander
Entwicklungsimpulse in den Partnerléndern ausldsen kénnen, werden diese nicht zur Entwicklungszu-
sammenarbeit im engeren Sinne und nicht zu den ODA-L eistungen gezéhit.
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sich um keine echten haushaltswirksamen Leistungen handele. Auch die Prifer des
Development Assistance Committees (DAC) der Organisation for Economic Coopera-
tion and Development (OECD) weisen darauf hin, dass die kalkulatorischen Studien-
platzkosten keine direkten positiven Auswirkungen fur die Bildungssektoren der Part-
nerlander hétten wie Projekte der Bildungszusammenarbeit und dass diese Kosten in
Zukunft um so weniger als ODA-Leistung angerechnet werden durften, je mehr Stu-
denten aus Entwicklungslandern dank liberalisierter Zuwanderungspolitik auch nach
dem Studium in Deutschland bleiben und hier arbeiten wirden. Die als weniger ent-
wicklungsrelevant definierten Studiengénge durfen schon seit 2002 nicht mehr be-
ricksichtigt werden, seit 2005 werden auch die Studienplatzkosten fur die in Deutsch-
land verbleibenden Studenten aus Entwicklungslandern von den als ODA anrechenba-
ren kalkulatorischen Studienplatzkosten abgezogen, und die Einfihrung von Studien-
gebuhren konnte zu einer weiteren Reduktion dieses ODA-Beitrages fuhren. In der
offentlichen Darstellung ihrer entwicklungspolitischen Leistungen sollten die Lander
sich schon heute auf die L eistungen ohne Studienplatzkosten beschranken.

Es stellt sich dann die Frage, ob es Uberhaupt sinnvoll ist, das entwicklungspolitische
Engagement der Lander am Kriterium des ODA-Beitrages zu messen. So wehren sich
einige Lander gegen die Zumutung, aus den ohnehin angespannten Landeshaushalten
mal3geblich zur Aufstockung der deutschen ODA-Quote beizutragen. Dies kann in der
Tat nicht der Zweck der Entwicklungspolitik der Lander sein. Die im Folgenden vor-
getragenen Uberlegungen zur Neuorientierung der Entwicklungspolitik der Lander
zielen gerade darauf ab, dass die Lander ihre entwicklungspolitischen Aktivitéten star-
ker komplementar zur Entwicklungszusammenarbeit des Bundes ausrichten sollten.
Dabei steht die gesellschaftliche Verankerung des Politikfeldes und die Mobilisierung
von Wissen fur weltweit nachhaltige Entwicklung im Vordergrund und nicht die Mo-
bilisierung von zusétzlichen finanziellen Mitteln fir Mal3nahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit, die besser vom Bundesministerium fir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) und seinen Durchfihrungsorganisationen eingesetzt werden
konnen.

Wenn ihre spezifische Rolle in der deutschen Entwicklungspolitik as unverzichtbar
angesehen wird, sollten die Lander keine allzu grofien Unterschiede im Grad ihres
entwicklungspolitischen Engagements zulassen. In diesem Sinne kann von einem Ver-
gleich der ODA-Leistungen (s. Anhang) ein gewisser moralischer Druck auf die ent-
wicklungspolitisch weniger engagierten Landesregierungen ausgehen, einen der Ein-
wohnerzahl und Wirtschaftskraft des Landes angemessenen Beitrag fur entwicklungs-
politische Aktivitdten aufzubringen. Ein neuer Ministerprésidentenbeschluss sollte
dazu beitragen, die spezifische Rolle der Lander in der deutschen Entwicklungspolitik

3 Der ODA-Stufenplan der EU sieht vor, dass die ODA-Quote der EU (Kommission und Mitgliedsstaaten
gemeinsam) bis 2010 auf 0,56 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) und bis 2015 auf 0,7 % des
BNE angehoben wird (s. Webseite des BMZ).

4 Im Rahmen der Osteuropa-Programme fordert die Européische Kommission Partnerschaften zwischen
offentlichen Verwaltungen aus EU-Staaten und den Landern aus Mittel- und Osteuropa. Das GTZ-
Twinning-Buro in Berlin unterstiitzt deutsche ffentliche Verwaltungen bel der Anbahnung entspre-
chender Partnerschaften nicht nur mit mittel- und osteuropéischen Léndern, sondern auch mit Mittel-
meeranrainern (www.gtz.de/de/weltweit/europa-kaukasus-zentral asien/regiona e-themen/2555.htm).
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundeslander

vor dem Hintergrund der neuen internationalen Herausforderungen und Rahmenbe-
dingungen fur Entwicklungszusammenarbeit aus ihrer Rolle im féderalen System der
Bundesrepublik Deutschland und aus ihren Kernkompetenzen zu begrinden und die
dafir vorzusehenden Haushaltsansdtze gegen den Zugriff der Haushdlter in Zeiten
knapper Kassen zu verteidigen.

Alle Uberlegungen zur zukiinftigen entwicklungspolitischen Rolle der Lander miissen
den aktuellen Paradigmenwechsel in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit
berlicksichtigen. Im Hinblick auf die hochgesteckten Millennium Development Goals
(MDG) haben die Geber sich dazu verpflichtet, nicht nur den Umfang, sondern vor
allem auch die Wirkung der Entwicklungszusammenarbeit zu erhthen und ihre Hilfe
auf die Starkung der politischen und administrativen Kapazitéten der Partnerlander zur
Planung und Durchfiihrung eigener Entwicklungsprogramme und -projekte auszurich-
ten. Dies bedeutet die Abkehr von der klassischen Projekthilfe zugunsten der Unter-
stitzung von sektorweiten Ansdtzen zur Foérderung von Reformen und der Starkung
der administrativen Kapazitaten der Partnerléander. Wo die Voraussetzungen fur eine
seridse Finanzpolitik gegeben sind bzw. durch entsprechende Mal3nahmen zur Star-
kung der personellen und institutionellen Kapazitéten (capacity development) geschaf-
fen und verbessert werden konnen, tritt Budgethilfe an die Stelle klassischer Projekt-
hilfe. Die Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit auf Politikreformen erfordert
eine engere Abstimmung und Harmonisierung der Geber untereinander und eine star-
kere Ausrichtung auf die Prioritéten und Planungen der Partnerlander (alignment). Im
néchsten Schritt soll die Zahl der Geber pro Land und Sektor reduziert und eine ver-
tiefte Arbeitsteilung der Geber untereinander angestrebt werden. Damit wirde die ra-
dikale Konseguenz aus den Erfahrungen der Vergangenheit gezogen, wonach die Ad-
ministrationen der Entwicklungslander durch eine Vielzahl unkoordinierter Geberaki-
vitdten und -missionen Uberfordert sind und die positiven Wirkungen der Entwick-
lungsprojekte durch hohe Transaktionskosten der Verhandlungs- und Abstimmungs-
prozesse zwischen Gebern und Nehmern konterkariert werden.

Die internationalen Vorgaben fir eine auf Wirkungssteigerung ausgerichtete Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) erzeugen einen Reformdruck fir das deutsche EZ-System
insgesamt, dem sich auch die Lander nicht entziehen kénnen. Seit langem gilt das in-
stitutionell zersplitterte deutsche EZ-System mit seiner Vielzahl von Durchfihrungs-
organisationen als besonders reformbedurftig. Wenn die deutsche Entwicklungszu-
sammenarbeit konstruktiv zur Geberharmonisierung und -arbeitsteilung beitragen soll,
muss der erste Schritt im eigenen Haus getan werden. In dieser Situation sollten die
Lander das Problem der institutionell zersplitterten deutschen EZ nicht noch vergro-
Bern und sich mit eigenstandigen EZ-Programmen und institutionellen Strukturen in
den Partnerlandern zurtickhalten.

Es gibt also einen Zielkonflikt zwischen dem Gebot zur Zurlickhaltung der Lander mit
eigenen EZ-Malinahmen in Entwicklungsléandern und dem bundespolitischen Interes-
se, dass die Lander mit ihren entwicklungspolitischen Leistungen weiterhin zur deut-
schen ODA-Quote beitragen. Auf der einen Seite spricht der von der EU 2005 be-
schlossene ODA-Stufenplan® dafur, dass die Lander ihren Beitrag zur deutschen ODA -
Quote erhohen oder wenigstens auf dem erreichten Niveau halten. Schliefdlich ist heute
schon abzusehen, wie schwierig es sein wird, die auf der Konferenz von Monterrey
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2002 eingegangene Verpflichtung der Geber einzuhalten, ihre ODA-Quoten im Hin-
blick auf die Erreichung der MDG massiv zu steigern und das 0,7 %-Ziel (Anteil der
ODA am Bruttonationaleinkommen) bis 2015 zu erreichen. Auf der anderen Seite
wurde die Ausweitung entwicklungspolitischer Aktivitdten der Lander in Entwick-
lungsléndern dem generellen Trend in der internationalen Entwicklungszusammenar-
beit zur Geberharmonisierung und Arbeitsteilung der Geber untereinander zuwiderlau-
fen.

Angesichts der verénderten Rahmenbedingungen fir die internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit kommen fur die zukinftigen entwicklungspolitischen Aktivitéten der
Lander vier Optionen in Betracht, die miteinander kombinierbar sind:

1. Bundeslander kdnnen sich, arbeitsteilig zum BMZ, allein auf die Inlandsarbeit
konzentrieren

In vielen Landern sind die ODA-Leistungen ohne die kalkulatorischen Studienplatz-
kosten und die Kosten fur Fluchtlingshilfe so gering, dass die Konzentration auf Akti-
vitdten im Inland sinnvoller erscheint als der Versuch, eine eigenstandige Rolle in den
Entwicklungsléndern zu spielen. Angesichts der von den DAC-Prifern regelméfdig
angemahnten Verbesserung der entwicklungspolitischen Bildungs- und Offentlich-
keitsarbeit in Deutschland, kénnten die Lander ihre Anstrengungen auf diesem Gebiet
noch verstérken und inhaltlich auf die neuen Herausforderungen fir die internationale
Entwicklungszusammenarbeit (zunehmende Einkommensdisparitdten zwischen auf-
strebenden und stagnierenden Entwicklungsléandern, zwischen Globalisierungsgewin-
nern und -verlierern innerhalb jedes Landes, Anpassung von Entwicklungsstrategien
an die Erfordernisse der globalen Klimapolitik, Krisenprévention und Konfliktbewal-
tigung, Forderung der Menschenrechte und demokratischen Entwicklung, gute Regie-
rungsfuhrung, neue Formen der internationalen Entwicklungspartnerschaft) ausrichten.
Dabei spielen Nichtregierungsorganisationen (NROs) und birgerschaftliche Initiativen
eine wichtige Rolle. Sie konnen dafir ODA anrechenbare finanzielle Unterstiitzung
aus den Landeshaushalten erhalten. Wenn damit neben den Aktivitdten im Inland auch
Malinahmen in Entwicklungslandern gefordert werden, erscheint dies im Rahmen der
neuen internationalen EZ-Architektur vertretbar. In diesen Félen treten die Lander ja
nicht direkt as zusétzliche Geber in Erscheinung, sondern indirekt Uber die Projekte
von NROs und burgerschaftlichen Initiativen mit ihren Partnern in Entwicklungslan-
dern. In dhnlicher Weise lassen sich kommunale Partnerschaften deutscher Stadte mit
Stadten in Entwicklungsléndern als Teil der Bewusstseinsbildung tber die gemeinsa-
me Verantwortung der Menschen in Industrie- und Entwicklungslandern fur eine
nachhaltige Entwicklung in der einen Welt rechtfertigen.

Neben der Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit haben die Lander einen weiteren wich-
tigen Ansatzpunkt fur entwicklungspolitisches Engagement im Inland: Die entwick-
lungslanderbezogene Forschung. Dazu gehdrt die Regionalforschung zu Entwick-
lungslandern, die entwicklungspolitische Forschung sowie Forschung zur LoOsung
entwicklungsléndertypischer Probleme (z. B. Malaria= und Tuberkul osebekampfung,
Forschung zu den Auswirkungen des Klimawandels auf Entwicklungslander und -
regionen). Diese entwicklungspolitischen Aktivitaten im Inland sind ODA anrechen-
bar, die Ausrichtung der Lander auf diese Felder wirde also nicht zu einer Absenkung
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundeslander

des Beitrags zur deutschen ODA-Quote fuhren.

Schliefdlich muss sich das entwicklungspolitische Engagement der Lander nicht auf
haushaltswirksame und ODA anrechenbare Leistungen beschranken. Angesichts fort-
schreitender wirtschaftlicher Globalisierung wirken sich andere Politiken der Indust-
rielénder, insbesondere die Handels-, die Agrar- und die Migrationspolitik immer stér-
ker auf die Entwicklungschancen der Entwicklungslander aus. Diese Politiken so zu
gestalten, dass sie nicht im Konflikt, sondern im Einklang mit entwicklungspolitischen
Zielen stehen (Politikkoharenz fur Entwicklung), ist eine alte Forderung, die seit 1992
im EG-Vertrag verankert ist und seit 2000 Teil des Zielkatalogs des MDG 8 geworden
ist. Einen Spielraum fir eigene Koharenzbemuhungen haben die Lander vor allem
beim o6ffentlichen Beschaffungswesen und bel der AulRenwirtschaftsforderung nach
entwicklungspolitischen Kriterien. Einige Lander orientieren sich im Rahmen ihrer
Beschaffungspolitik fur die staatlichen Einrichtungen bereits an den Kriterien des fai-
ren Handels und des nachhaltigen Wirtschaftens. Schliefdlich ist auch die Ausgestal-
tung der Migrations- und der Integrationspolitik im Sinne der Nutzung der Briicken-
funktion der Diasporen zwischen Deutschland und den Herkunftsl&ndern ein weiterer
Ansatzpunkt fir entwicklungspolitische Kohéarenz.

2. Bundeslander kénnen zur deutschen Entwicklungszusammenar beit mit dem
spezifischen Know-how ihrer Landes- und Kommunal verwaltungen, ihrer
Universitaten, Forschungsinstitutionen und der Privatwirtschaft beitragen

Bundeslander kénnen zu einer in die internationale EZ-Architektur eingebetteten deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit mit ihrem spezifischen Know-how und ihren per-
sonellen Kapazitaten beitragen. Dies kann bedeuten, im Rahmen der deutschen Tech-
nischen Zusammenarbeit zur Forderung der politisch-institutionellen Kapazitdten der
Partnerlander das Know-how und die Erfahrungen der Lander im Bereich Dezentrali-
sierung und foderale Staatsorganisation einzubringen oder die Erfahrungen der neuen
Lander im Transformationsprozess von einer Zentralverwaltungswirtschaft zur
Marktwirtschaft und von einem zentralistischen zu einem foderalen Staatsaufbau fir
dhnliche Reformprogramme der Partnerlander nutzbar zu machen. Dafir missen die
Léander nicht als eigensténdige Partner der Entwicklungslénder auftreten, sondern kon-
nen ihre Fachleute, Beamten und Landespolitiker an entsprechende Projekte der bilate-
ralen deutschen Entwicklungszusammenarbeit abordnen bzw. beurlauben.*

3. Bundeslander kénnen Partnerschaften mit einem Entwicklungsland oder einer
ver gleichbaren Gebietskor perschaft in einem grof3eren Entwicklungsland eingehen
und damit zur Entstehung langfristiger Beziehungen zwischen den Menschen und
I nstitutionen auf beiden Seiten beitragen

Langfristig angelegte Partnerschaften mit kleineren Entwicklungslandern oder den
Landern vergleichbaren Gebietskorperschaften in einem Entwicklungsland ermégli-
chen eine enge Verknipfung zwischen entwicklungspolitischer Inlandsarbeit und Ak-
tivitdten im Partnerland. Dabei sollte nicht die Umsetzung umfangreicher Projekte der
Entwicklungszusammenarbeit im Mittelpunkt stehen, die dem generellen Trend zur
Geberharmonisierung zuwiderliefe; vielmehr sollten die Partnerschaften dazu dienen,
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Beziehungsnetzwerke zu knipfen, um einen dauerhaften Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Parlamenten und Verwaltungen zu férdern und entsprechende Partnerschaf-
ten zwischen Kommunen, Hochschulen, Schulen, NROs und burgerschaftlichen Initia-
tiven auf beiden Seiten zu initiieren. Im Rahmen derartiger partnerschaftlicher Aktivi-
téten entstehende Kleinprojekte der Zusammenarbeit sollten mit den neuen internatio-
nalen Rahmenbedingungen vereinbar sein.

Auch dies ist keine neue Option, sondern erprobte Praxis. Rheinland-Pfalz blickt auf
eine mehr als 25-jahrige Partnerschaft mit Ruanda zurlick, Nordrhein-Westfalen un-
terhdlt seit langem eine Partnerschaft mit der stidafrikanischen Provinz Mpumalanga
und hat 2007 eine neue Partnerschaft mit Ghana aufgenommen. Fir langfristige Part-
nerschaften spricht, dass sie zur gesellschaftlichen Verankerung der Entwicklungszu-
sammenarbeit in Deutschland beitragen, indem die Probleme der Entwicklungslander
am Beispiel des Partnerlandes fur die Birger des Landes konkret erfahrbar werden.
Dadurch kann zusétzliches entwicklungspolitisches Engagement der verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen mobilisiert werden. Im Partnerland wiederum kann das
dauerhafte Engagement eines Landes in Form Personeller Zusammenarbeit zur Stér-
kung einheimischer Verwaltungen und zivilgesellschaftlicher Organisationen beitra-
gen.

4. Bundeslander kdnnen ihre Zusammenarbeit bewusst auf Bereiche ausrichten, die
von den grof3en Gebern vernachlassigt werden, insbesonder e wissenschaftlich-
technol ogische Zusammenar beit

Die vierte Option besteht darin, fur die Zusammenarbeit der Lander mit Entwicklungs-
landern eine echte Komplementaritét zur Rolle von EZ-Gebern anzustreben. Die Lan-
der konnten sich bewusst als Vermittler des in ihrem Land vorhandenen Wissens mit
Entwicklungslander-Bezug bzw. Relevanz fur die Bewdltigung der globalen Heraus-
forderungen und eine nachhaltige Entwicklung betétigen und gleichzeitig die Partner-
lander bel der Starkung ihrer Rezeptionskapazitét fur das relevante Wissen unterstit-
zen. Damit wirden sie ihre bisherige Entwicklungszusammenarbeit in Form von klein-
teiligen Projekten durch zeitgeméfRe Formen wissenschaftlich-technologischer Zu-
sammenarbeit (WTZ) ersetzen, wie sie mit anderen Industrielandern und mit Schwel-
len- bzw. Ankerlandern Ublich ist. Angesichts der vielfaltigen Herausforderungen,
denen sich Entwicklungsléander im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung, des be-
schleunigten Klimawandels und der wieder sichtbar werdenden Grenzen des Wachs-
tums gegenibersehen, besteht ein zunehmender Bedarf an anwendungsorientierter
Forschung, den die Lander mit Universitatspartnerschaften, Wissenschaftleraustausch
und gemeinsamen Forschungsprogrammen zur Bewdltigung der globalen Herausfor-
derungen bedienen sollten. Als Vermittlungsagenturen der in ihrem Lande vorhande-
nen wissenschaftlichen und technologischen Kapazitéten (einschliefdich derjenigen
von Unternehmen) kdnnen die Lander eine ergénzende Rolle zur Entwicklungszu-
sammenarbeit des Bundes spielen, in der die wissenschaftlich-technol ogische Zusam-
menarbeit seit neuestem ebenfalls wieder eine zunehmendes Gewicht erhalten soll.

Schliefdlich wére zu prufen, ob fir die Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der
Lander ein Leitbild gefunden werden kann, das die Aktivitaten der Lander in die glo-
balen Anstrengungen um eine nachhaltige Zukunftssicherung einbettet. Ein Vorschlag
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fur ein Leitbild bzw. Mandat, dem sich alle Léander in ihrer Entwicklungspolitik ver-
pflichtet fuhlen kénnten, ware: ,, Wissen fur nachhaltige Entwicklung weltweit mo-
biliseren“. Damit wirden die Lander ihre Kernkompetenz fur Bildung und Wissen-
schaft zur Grundlage und zum Ansatzpunkt ihrer Entwicklungspolitik machen, und
ihre entwicklungspolitischen Aktivitéten in Deutschland wie in Entwicklungslandern
liefRen sich unter dasselbe Leitbild bzw. Mandat subsumieren.
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundeslander

1 Die Entwicklungspolitik der Bundeslander: fehlende strategische
Ausrichtung?

Das aktuelle Bild der Entwicklungspolitik der Lander ist verwirrend. Auf der einen Seite
haben alle Lander in den letzten Jahren ihre Haushaltsansétze fur Entwicklungszusammen-
arbeit deutlich zuriickgefahren, in einigen Landern wurden die bereits vorhandenen organi-
satorischen Strukturen wieder verkleinert und die Zustandigkeit fur dieses Politikfeld von
jeder neuen Landesregierung an ein anderes Ressort weitergereicht und mit den jeweiligen
Politikfeldern (z. B. Europapolitik, Umweltpolitik, Familien- und Integrationspolitik) kom-
biniert. Vor alem in den neuen Landern war der Spielraum fir Entwicklungszusammenar-
beit angesichts des eigenen wirtschaftlichen Entwicklungsbedarfs und der von Finanzzu-
weisungen der westlichen Lander abhangigen Haushalte von Anfang an gering und das in
der DDR von Staats wegen geforderte Bekenntnis zu , internationaler Solidaritéat” fur viele
der neuen Bundesbirger diskreditiert. Auf der anderen Seite gibt es Lander, die sich lang-
jéhriger Partnerschaften mit einem Entwicklungsland oder mit Stadten und Regionen in
Entwicklungslandern riihmen, und schlief3lich formuliert ein Bundesland, das sich ,, auch im
europaischen Mafstab zu den Landern (zahlt), deren globaler Einfluss standig steigt” ° —
Nordrhein-Westfalen — ehrgeizige Leitlinien fur seine Entwicklungspolitik und kiindigt an,
neue Ansédtze zur Mobilisierung des im Lande vorhandenen Wissens Uber Entwicklungs-
lander und Entwicklungsprobleme fir die Entwicklungszusammenarbeit erproben zu wol-
len.

Angesichts der neuen Rahmenbedingungen fir internationale Entwicklungszusammenar-
beit, die auf eine erhdhte Wirkung durch effektivere Arbeitsteilung zwischen den Gebern
und Ausrichtung auf die Prioritéten der Partnerlander abzielen, bedarf es einer zeitgemali3en
und aus der Rolle der Lander im foderalen Staatsaufbau abgel eiteten Begrindung fir eine
sinnvolle Arbeitsteilung zwischen Bund und Landern in der Entwicklungszusammenarbeit.
Diese ist zwischen Bund und Landern nicht unumstritten. Auf der einen Seite wird von den
Landern erwartet, ihren Teil zur Erhthung der deutschen ODA-Quote zu leisten,® auf der
anderen Seite sieht das BMZ die Aktivitdten der Lander in Entwicklungslandern mit Miss-
trauen und als Stérung des Bemiihens um eine deutsche ,, Entwicklungszusammenarbeit aus
einem Guss*. Vor diesem Hintergrund scheint die Zeit fir eine neue Positionsbestimmung
der Rolle der Lander im deutschen EZ-System reif zu sein, das selbst unter erheblichem
Anpassungsdruck im Hinblick auf die Umsetzung der neuen Vorgaben der internationalen
Agenda zur Verbesserung der Wirkung von Entwicklungszusammenarbeit (aid effective-
ness agenda) steht. Das vorliegende Papier soll ein Beitrag zu diesen Uberlegungen sein,

5 Ministerium fir Generationen, Familie, Frauen und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen: Leitli-
nien der Entwicklungszusammenarbeit des Landes Nordrhein-Westfalen, Diisseldorf, August 2007.

6 , Die Millenniumserklarung aus dem Jahr 2000 markiert den Beginn einer neuen Ara der Entwicklungs-
politik. Die darauf basierenden Millenniums-Entwicklungsziele lesen sich wie die acht Gebote einer ge-
rechten Globalisierung fir die internationale Staatengemeinschaft. Diesen Zielen haben wir uns auch in
der deutschen Entwicklungspolitik verpflichtet. Die Bundesregierung hat im Aktionsprogramm 2015 fest-
gelegt, welchen Beitrag Deutschland zur weltweiten Halbierung extremer Armut leisten will. Die Zielvor-
gaben sind also klar. Fir deren Umsetzung bedarf es erheblicher Anstrengungen und einer Biindelung al-
ler Krafte. Hier ist nicht nur der Bund gefordert, vielmehr benétigen wir eine breite Mitwirkung aller ge-
sellschaftlichen Kréfte insbesondere der Lander, Kommunen, Wirtschaft, Wissenschaft sowie der Nicht-
regierungsorganisationen. Alle sind aufgerufen, ihr Engagement, ihre spezifischen Vorteile und Erfah-
rungen, Kreativitat und Finanzkraft einzubringen.” Gruf3wort von Bundesministerin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul zur 3. Auflage des Handbuches der Entwicklungspolitik in Bayern (Fonari / Stamm [Hrsg.]
(2004).
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die derzeit in verschiedenen Foren diskutiert werden und zu einem zeitgemal3en Mandat fir
die entwicklungspolitischen Aktivitéaten der Lander hinfUhren sollen.

1.1  Entwicklung des entwicklungspolitischen Mandats der Bundeslander

Anspruch und Bereitschaft der Lander, an der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Ent-
wicklungsléndern nach ihren M6glichkeiten mitzuwirken, reichen bis in das Jahr 1956 zu-
riuck, als sie im , Landerausschuss Auf3enhandel® ihre Bereitschaft signalisierten, sich an
Hilfsmalnahmen fir Entwicklungslander zu beteiligen.” Angesichts der Landerzustandig-
keit fur Bildungspolitik beschrankten sie sich in der Anfangsphase auf Aus- und Fortbil-
dungsprogramme fur Fach- und Fuhrungskréafte aus Entwicklungsléndern und auf entwick-
lungspolitische Bildungsarbeit in Deutschland. Mit dem ersten Beschluss der Ministerpra
sidentenkonferenz von 1962 zur Entwicklungszusammenarbeit der Lander (s. Anhang)
wurde anerkannt, ,, dass die Entwicklungspolitik Aufgabe des Bundes ist* . Im Rahmen der
Entwicklungspolitik des Bundes kdnnen die Lander , technische Hilfe, insbesondere Bil-
dungs- und Ausbildungshilfe leisten”. Nach auf3en sollte der Bund als , Trager der deut-
schen Entwicklungshilfe in Erscheinung treten“. Die Abstimmung zwischen Bund und
Landern in Sachen Entwicklungszusammenarbeit erfolgte seit 1962 im ,, Landerausschuss
Entwicklungshilfe, der 1980 in ,,Bund-L&nder-Ausschuss fir wirtschaftliche Zusammenar-
beit* (inzwischen ,, fur Entwicklungszusammenarbeit”) umbenannt wurde.

1978 wurde auf Wunsch des BMZ durch Beschluss der Ministerprasidenten das entwick-
lungspolitische Mandat der Lander dahin gehend erwelitert, dass sie auch Auslandsprojekte
in den Partnerlandern als Erganzung ihrer entwicklungspolitischen Mal3nahmen in Deutsch-
land durchfuihren kénnen.® Diese heute noch gliltige Berufungsgrundlage fur die Entwick-
lungspolitik der Lénder ist der Beschluss der Ministerprasidenten von 1988. Danach
schliefdt die ,,Mitarbeit der Lander in der Entwicklungszusammenarbeit“ neben der Aus-
und Fortbildung von Fachkraften vor Ort und im Inland, der personellen Hilfe und der ent-
wicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit auch die ,, Durchfiihrung von Pro-
jekten in Entwicklungslandern® ein. Angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Probleme
in den Entwicklungslandern wird eine ,, Ausweitung der Zusammenarbeit der Lander (...)
mit den Entwicklungslandern® auf nicht weniger als 11 Gebiete ,,fur geboten® gehalten. Der
Katalog lasst kaum einen Bereich der Entwicklungszusammenarbeit aus, es fehlen eigent-
lich nur Infrastruktur, Energiewirtschaft und Grofiindustrie. Auf3erdem sollen die Lander
das entwicklungspolitische Engagement von Nichtregierungsorganisationen, Kirchen, Ge-
meinden und burgerschaftlichen Initiativen unterstiitzen. Angeregt wird die Einrichtung
eines , Informationssystems als Kontaktstelle fir entwicklungspolitische Vorhaben des
Bundes und der Lander beim BMZ* , an dem die Lénder mitwirken wollen. Diese Anregung
ist bislang jedoch nicht umgesetzt worden.

Mit dem Beschluss der Ministerprésidenten von 1994 wird der Anstol3 der Rio-Konferenz
von 1992 United Nations Conference on Environment and Developement (UNCED) aufge-
nommen, wonach ,, an den notwendigen Veranderungsprozessen (auf dem Weg zu weltweit
nachhaltiger Entwicklung) nicht nur die Partner im Siden, sondern vor allem auch die

7 AGL / VENRO (2004, 6).
8 Ebenda, 7.
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Menschen im Norden intensiv und auf allen Ebenen zu betelligen sind (,Rio-
Folgeprozess‘). Angesichts der Querschnittsaufgabe Entwicklungszusammenarbeit wird
erstmals die anzustrebende ,, Kohdrenz der zentralen Politikfelder” erwahnt. Mit Beschluss
von 1998 appellieren die Regierungschefs der Lander an die Bundesregierung, die Erfah-
rungen der Lander in der Zusammenarbeit mit auslandischen Partnern ,, noch starker als
bisher in die konzeptionellen Uberlegungen (Landerkonzepte, Sektorkonzepte) einzubezie-
hen” . In einer Besprechung zwischen der Bundesregierung und den Lénderregierungen von
2004 fordert der Bundeskanzler die Lander auf, ,, besondere Anstrengungen beziiglich der
Leistungen fur Entwicklungszusammenarbeit zu unternehmen® , damit Deutschland die in-
ternational geforderten (Monterrey-Konferenz) und von der EU zugesagten Steigerungen
seiner ODA-Quote, die 1993 bei nur 0,28 % des BNE lag, erreichen kann. Die Lander wei-
sen demgegentber auf ihre schwierige Haushaltslage hin, die alein die ,, Beibehaltung des
Satus quo ein ehrgeiziges Ziel“ erscheinen lasse.

Die Moglichkeit, eigene Mal3nahmen der Entwicklungszusammenarbeit in Entwicklungs-
landern durchzufdhren, wurde von den Léndern in unterschiedlichem Mal3e genutzt. Einige
haben zumindest zeitweilig technische Hilfe gegeben, andere haben sich auf personelle Hil-
fe, dso Aus- und Fortbildungsmal3nahmen in Entwicklungsléndern und in Deutschland
beschrénkt und darlber hinaus lediglich Projekte der Zivilgesellschaft mit staatlichen Zu-
schiissen gefordert. Die ODA-Leistungen in Relation zur Einwohnerzahl und zur Wirt-
schaftskraft sind von Land zu Land sehr unterschiedlich und unterliegen tber die Jahre hin-
weg erheblichen Schwankungen. Damit in Zukunft die Lander wieder grof3ere und unter-
einander vergleichbare entwicklungspolitische Anstrengungen unternehmen, bedirfte es
eines neuen Ministerpréasidentenbeschlusses, mit dem das entwicklungspolitische Mandat
der Lander den heutigen Herausforderungen und Rahmenbedingungen angepasst wiirde.

1.2  Umfang der Leistungen der Bundeslander: Studienplatzkosten und Direkt-
leistungen

Die as offizielle Entwicklungshilfeleistungen (ODA) anrechenbaren Leistungen der deut-
schen Lander beliefen sich 2006 auf 764 Mio. €. Damit trugen die Lander ca. 11 % zu den
gesamten deutschen ODA-L eistungen bei. Den grofdten Anteil hatten allerdings die kalkula-
torischen Studienplatzkosten fir Studierende aus Entwicklungslandern in Deutschland.® Sie
beliefen sich 2006 auf 717 Mio. €, d. h. 94 % der Leistungen der Bundslander ergeben sich
aus den Studienplatzkosten. Die ODA-Leistungen der Lander im engeren Sinne (also ohne
Studienplatzkosten) beliefen sich 2006 auf 47 Mio. € und hatten damit einen Anteil von
0,68 % an der gesamten deutschen ODA. Angesichts des sehr hohen Antells der Studien-
platzkosten an den ODA-Leistungen der Lander kommt der kritischen Beurteilung der An-
rechnung der kalkulatorischen Studienplatzkosten auf die deutschen ODA-Leistungen
durch den letzten DAC-Prifbericht von 2005 eine besondere Bedeutung zu:

9 Kosten fur Studierende folgender Studiengénge werden gemaR der OECD/DAC-Richtlinien nicht auf die
ODA angerechnet: Sport, Kunst, Kunstwissenschaft, Sprach- und Kulturwissenschaften. Seit 2005 wer-
den die kalkulatorischen Kosten fur Studierende, die nach Abschluss des Studiums in Deutschland ein
Bleiberecht nach dem Zuwanderungsgesetz erhalten, gesondert erfasst und bel der Berechnung der Stu-
dienplatzkosten abgezogen. Damit war die entsprechende Empfehlung des DA C-Prifberichts 2005 zur
deutschen Entwicklungszusammenarbeit (s. Zitat néchste Seite) bereits im selben Jahr umgesetzt worden.
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»Die kalkulatorischen Sudienplatzkosten fallen zunehmend ins Gewicht. Die Bildung ist
nach wie vor der wichtigste Sektor, der durch Leistungen der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit unterstiitzt wird (18 % der gesamten bilateralen ODA im Zeitraum 2003—
2004). Bei fast 70 % der Leistungen fir den Bildungssektor handelt es sich um die kalkula-
torischen Kosten, die den Landern durch die Bereitstellung von Studienplétzen fur Studen-
ten aus Entwicklungsléndern entstehen. Dabei handelt es sich um einen vergleichsweise
grof3en Teil der ODA-Leistungen, der nicht direkt zur Stérkung der Bildungssysteme in den
Entwicklungslandern beitragt und u. U. auch nur begrenzte Effekte auf den Kapazitétsauf-
bau im Bildungssektor hat. Deutschland gehort zu den wenigen DAC-Landern, die erhebli-
che Betrége an kalkulatorischen Studienplatzkosten unter den ODA-L eistungen verbuchen.
Diese Kosten sind von 323 Mio. US$ im Jahr 2000 (was 6 % der gesamten ODA-
Bruttoleistungen entspricht) kontinuierlich auf 774 Mio. US$ (bzw. 9 % der gesamten
ODA-Bruttoleistungen) im Jahr 2004 gestiegen. Nach der Hochschulreform und der Ein-
flhrung international anerkannter Studienabschlisse in Deutschland Ende der 1990er Jahre
stieg die Zahl der auslandischen Studenten, auch aus Entwicklungslandern. Die Lander, die
2003 am starksten hiervon profitierten, waren China (130 Mio. US$), Kamerun (39 Mio.
USS$), Marokko (35 Mio. US$), die Tirkei (35 Mio. US$), der Iran (27 Mio. US$), Indien
(25 Mio. US$), Indonesien (17 Mio. US$), Syrien (12 Mio. US$), Georgien (11 Mio. US$)
und Tunesien (11 Mio. US$). Auf sie entfiel fast die Halfte der gesamten al's kalkulatori-
sche Studienplatzkosten ausgewiesenen ODA-Leistungen, die andere Hélfte vertellte sich
auf Uber 100 verschiedene Lander.

Entsprechend den Empfehlungen des letzten DAC-Prifberichts hat Deutschland 2002 die
Berechnungsmethoden fir diese Kosten gedndert. Bestimmte Studienfachergruppen
(Sprach- und Kulturwissenschaften, Sport- sowie Kunstwissenschaften) werden seitdem
nicht mehr berticksichtigt, ebenso wenig wie Studenten, die nach dem Studienabschluss
dank einer ,1T-Greencard“ in Deutschland bleiben. Bis vor kurzem war es fur auslandische
Studenten schwierig, nach Abschluss ihres Studiums eine andere Arbeitserlaubnis als eine
IT-Greencard zu erhalten. Die zustandigen Stellen mussten sich daher in Deutschland keine
Gedanken dartiber machen, ob die Studenten in ihre Heimat zuriickkehrten oder nicht. In
Zukunft werden sie jedoch darauf achten missen, dass bei den kakulatorischen Studien-
platzkosten auch solche Studenten ausgeklammert bleiben, die eine Arbeitsgenehmigung
gemal’ dem neuen Zuwanderungsgesetz erhalten, das zum 1. Januar 2005 in Kraft trat.“ °

Moglicherweise lassen sich die Studienplatzkosten ohnehin nicht mehr lange als ODA-Lei-
stungen anrechnen, weil immer mehr Hochschulen Studiengebihren einfiihren, die auch
von Studenten aus Entwicklungslandern entrichtet werden muissen. Die Lander sollten die
Kritik von Nichtregierungsorganisationen** an dem kaum greifbaren entwicklungspoliti-
schen Beitrag der kalkulatorischen Studienplatzkosten (die im Ubrigen von nur ganz weni-
gen anderen OECD-Gebern als ODA-L eistungen angegeben werden) ernst nehmen und in
Zukunft in der 6ffentlichen Darstellung ihrer Entwicklungspolitik nur die echten finanziel-
len Leistungen im engeren Sinne anfihren, also Stipendien fir Studierende und Gastwis-
senschaftler aus Entwicklungsléndern, aber auch die Kosten fur entwicklungslanderbezoge-
ne Forschung an Universitéten und Forschungsei nrichtungen des Landes.

10 OECD/DAC (2005, 35f., Fuf3note 9).
11 Terre des hommes/ Welthungerhilfe (2007, 25 f.).
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Im Folgenden werden fir die Uberlegungen zur Neuausrichtung der Entwicklungspolitik
der Lénder nur die ODA-Leistungen ohne Studienplatzkosten betrachtet. Die ODA-
Leistungen der Lander im engeren Sinne wiesen in der vergangenen Dekade einen leichten
Abwartstrend auf. Wahrend sie 1997 noch 68,7 Mio. € erreichten, gingen sie bis 2005 auf
38,2 Mio. € zuriick und stiegen 2006 erneut auf 47,2 Mio. € an. Auffallend sind die extrem
grof3en Unterschiede zwischen den Landern. Hamburg lag 2006 mit 2,94 € pro Einwohner
und 0,006 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) an der Spitze vor Nordrhein-Westfalen mit
1,07 € pro Einwohner und 0,0038 % des BIP, gefolgt von Bremen (0,98 €, 0,0026 %) und
Berlin (0.68 €, 0,0029 %); im Mittelfeld liegen Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Wirttemberg, Hessen, Bayern (in der Reihenfolge der ODA-Quote zum BIP), die unte-
ren Range belegen nicht nur die ,neuen Lander Thiringen und Sachsen, sondern auch die
»aten® Lander Saarland und Niedersachsen, und am Ende stehen Brandenburg, Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern.*> Wiirden alle Lander fur ihre Entwicklungszu-
sammenarbeit wie Nordrhein-Westfalen 1 € pro Jahr fur jeden Einwohner aufbringen (zu-
sétzlich zu den ca. 100 €, die jeder Einwohner zur Entwicklungszusammenarbeit der Bun-
desregierung beitragt), konnte der Beitrag der Lander zur deutschen ODA sich fast verdop-
peln (von 47 Mio. € auf 82 Mio €).

Wenn man davon ausgeht, dass die ODA-Leistungen der Lander ohne Studienplatzkosten
zu etwa drei Vierteln auf Mal3nahmen in Deutschland und nur zu einem Viertel auf Mal3-
nahmen in Entwicklungslandern entfallen,*® so erschiene eine geographische Konzentration
geboten, um wenigstens eine gewisse Sichtbarkeit und nachhaltige Wirkung zu erzielen.
Die meisten Lander verteilen jedoch ihre Leistungen der Entwicklungszusammenarbeit auf
eine relativ grof3e Zahl von Landern, wobel die Vergabe von Stipendien und das Angebot
von Fortbildungsmal3nahmen an Angehérige vieler Lander zur geographischen Dispersion
beitragt. Spitzenreiter der geographischen Dispersion seiner ODA-Leistungen an Entwick-
lungsléander war Nordrhein-Westfalen (NRW) im Jahr 2006. NRW verzeichnet fur 2006
EZ-Leistungen an nicht weniger als 86 Lander in alen Kontinenten. Selbst wenn man die
25 Lander mit NRW-Leistungen unter 10.000 € abzieht, bleiben in 2006 noch 61 Partner-
lander NRWs mit ODA-Leistungen von mehr als 10.000 €. Mit 40 Partnerlandern, die 2006
mindestens 10.000 € erhielten, folgt Bayern NRW in der geographischen Dispersion seiner
EZ. Baden-Wrttemberg bedachte 2006 31 Partnerlander mit ODA-Leistungen ab 10.000 €.
Auch Hessen gehort mit 28 Partnerlandern, die mehr als 10.000 € erhielten, zu den Landern
mit geringer geographischer Konzentration der Entwicklungszusammenarbeit. Allerdings
ist die Aussagekraft der ODA-Statistiken™ begrenzt. So war die geographische Konzentra-
tion der EZ NRWs im Jahr zuvor wesentlich héher: 2005 wies Nordrhein-Westfalen nur
Leistungen an vier Lander aus. Eine derartige Ausweitung des Empfangerlanderkrei ses von
einem Jahr zum néchsten lasst sich nur mit statistischen Auswirkungen veranderter Modali-
téten des Berichtens erkldren, sie durften keine reale Entsprechung haben.

Eine hohe und Uber lange Zeit konstante geographische Konzentration seiner EZ verzeich-
net allein Rheinland-Pfalz, das vor mehr als 25 Jahren eine Partnerschaft mit Ruanda ein-

12 Samtliche Werte siehe Tabelle auf Seite 55 im Anhang.

13 Die Aufschliisselung der ODA-Statistiken nach Sachgebieten 18sst eine eindeutige Zuordnung nicht zu,
hier wurde die Aufteilung fir das Jahr 2004 berechnet auf der Grundlage der Tabellen im Anhang IV von
Reuke/ Kost (2006).

14 Detaillierte ODA-Satistiken der Leistungen der Bundeslénder nach Empfangerléndern und Sektoren wur-
den freundlicherweise vom OECD-Referat im BMZ zur Verfliigung gestellt.
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gegangen ist und 2006 im Wesentlichen neben Ruanda nur noch Sri Lanka (Tsunami-Hilfe)
als Empfénger auswies. Als einziges Empfangerland erhielt Ruanda von einem Bundesland
mehr als 1 Mio. € EZ (1,465 Mio. €). Die nachst grolieren Betrage erhielt China von NRW
(996 Mio. €), Baden-Wirttemberg (712 Mio. €), Hessen (575 Mio. €) und Bayern (558
Mio. €). Mehr als 500 Mio. € erhielt aul3erdem nur noch Marokko von einem Bundesland,
namlich 613 Mio. € von NRW. Angesichts des generellen Trends in der internationalen EZ,
durch geographische und sektorale Konzentration die Wirkung zu erhéhen und die Admi-
nistrations- und Transaktionskosten begrenzt zu halten, erscheint die geringe geographische
Konzentration der EZ der meisten Lander (mit Ausnahme der EZ zwischen Rheinland-Pfalz
und Ruanda) nicht mehr zeitgemali.

Angesichts der weiten geographischen Streuung der Mal3nahmen und Projekte der Entwick-
lungszusammenarbeit der Lénder wére ein relativ hoher Verwaltungsaufwand zu erwarten.
Doch lag der Anteil der angegebenen Verwaltungskosten der Lander 2005 mit 4,4 % auf
gleicher Hohe wie der vom BMZ fur das Jahr 2003 fur die deutsche ODA insgesamt aus-
gewiesene Verwaltungskostenanteil. Laut BMZ-Statistik lag der Verwaltungskostenanteil
der Lander-EZ im folgenden Jahr 2006 sogar bel nur 2,25 %. Ein so starker Rickgang von
einem Jahr zum néchsten erscheint nicht sehr plausibel. Die Erklarung dirfte in Ungenau-
igkeiten der Statistiken zu finden sein. So fielen die von Rheinland-Pfalz angegebenen
Verwaltungskosten von 660.000 € in 2005 auf 14.000 € in 2006. Hier wurde 2006 offenbar
etwas vergessen als ODA anzugeben, oder im Jahr 2005 gab es einmalige unregelmaliige
Verwaltungsaufwendungen (z. B. Delegationsreisen?). Insofern erscheinen die Angaben
Uber die relativen Verwaltungskosten nicht sehr belastbar und kaum geeignet fir Verglei-
che mit dem BMZ oder anderen Gebern.

Auch bei der Aufteilung der Gesamtleistungen zwischen Inlandsarbeit und Mal3nahmen in
Entwicklungslandern gibt es eine sehr hohe Streuung zwischen den Landern: Auf der einen
Seite verzeichnet Berlin so gut wie keine Auslandsaktivitaten (0,9 %), Sachsen-Anhalt
1,4 %, wahrend Brandenburg zumindest in 2004 nicht weniger als 99,7 % seiner EZ fur ein
aufwendiges Projekt in China (nachhaltige Wasserversorgung in Peking) verwendete. Die
groflen Flachenldnder Rheinland-Pfalz (49,9 %), Baden-Wirttemberg (48,6 %), Bayern
(25,4 %) liegen dazwischen, NRW mit 8,1 % deutlich unter dem Durchschnitt.”

Kennzeichnend fur die Entwicklungszusammenarbeit der Lander ist die grof3e Heterogeni-
tét der Leistungen nach Umfang, Aufteilung zwischen Leistungen im Inneren und Zusam-
menarbeit mit Entwicklungsléndern, geographischer und regionaler Ausrichtung bzw.
Schwerpunktbildung. Nicht weniger unterschiedlich ist die 6ffentliche Darstellung der EZ
durch die einzelnen Lander, so dass ein Vergleich nach Leistungen, Leitlinien, institutionel-
ler Aufhangung und Durchfhrungsorganisation erschwert wird. Die meisten Lander verfi-
gen Uber so etwas wie entwicklungspolitische Leitlinien, aber die wenigsten verdffentlichen
regelmaRige Berichte zur Entwicklungspolitik des Landes.® Auch l&sst die Entwicklungs-
zusammenarbeit der meisten Lander keine strategische Ausrichtung auf wenige Partnerlén-
der und Schwerpunktsektoren erkennen, eher einen Spagat zwischen den Interessen von
NROs, kirchlichen Gruppen und Solidaritétsbewegungen auf der einen und den kommer-

15 Berechnet auf der Grundlage der Tabellen im Anhang 1V von Reuke / Kost (2006).

16 Besonders informativ und klar gegliedert ist der Entwicklungspolitische Bericht Baden-Wirttembergs,
der allerdings nur die Jahre 2001-2005 abdeckt. Dagegen findet man im Internet keine Leitlinien fir die
Entwicklungspolitik Baden-Wiirttembergs.
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ziellen Interessen der an AuRRenwirtschaftsférderung durch die Landesregierung interessier-
ten Privatwirtschaft auf der anderen Seite.

Eine einfache Synopse der Entwicklungszusammenarbeit der Lander wie die nachfolgende
zusammenzustellen, kostet erheblichen Aufwand, weil die von den Landesregierungen im
Internet veroffentlichten Informationen zur Lander-EZ sehr heterogen sind und sich daher
nicht ohne weiteres auf dem aktuellsten Stand und untereinander vergleichen lassen. Daraus
ergibt sich die Empfehlung: Die Lander sollten die Présentation ihrer Entwicklungspolitik
im Internet nach einem einheitlichen Schema organisieren.

Synopse der entwicklungspolitischen Aktivitéten der Lander nach sektoralen und
regionalen Schwer punkten

Land zust. Ressorts/ sektorale Schwer punkte Partnerlander u.
Koordinierungsstelle -regionen
Baden- Wissenschaftsministeri- | berufliche Bildung, wissenschaftliche | China, Brasilien, Chile,
Wirttemberg um Wirtschaftsministe- | Kooperation, Schul- und Hochschul- | Malawi
rium partnerschaften, Umwelt- und Res-
Kultusministerium / sourcenschutz, erneuerbare Energien,
zusammenarbeit Baden-
Wirttemberg (SEZ)
Bayern Wirtschaftsministerium | Berufsaus- und Weiterbildung, China, Indien, Malay-
(Fach)Hochschulkooperation, sia, Mongolei, Brasi-
Umwelttechnologien, erneuerbare lien, Mexico, Stidafri-
Energien, Umwelt- und Ressourcen- | k&, Madagaskar, Mo-
schutz sambik, Nigeria, Gha
Mittelstands-, Handwerks- und Ge- | "% Tansania. osteuro-
R péische Transformati-
nossenschaftsforderung, Agrarmana- -
onslénder
gement,
Aids-Bekdmpfung
Berlin Senatsverwaltung fr Stédtepartnerschaften, (nachhaltige | Buenos Aires, Mexiko-
Wirtschaft, Technologie, | Wasserver- und -entsorgung), Globa | Stadt, Taschkent, Ja-
Frauen / Landesstelle fur | les Lernen, Fairer Handel karta, Windhuk, Pe-
Entwicklungszusam- king, Golyaka, Istanbul
menarbeit
Brandenburg Ministerium fur Justiz nachhaltige Wasserversorgung China (Peking)
und Europaangel egen-
heiten
Bremen Senator fur Umwelt, Stadtepartnerschaften, Klistenzonen- | Pune (Indien), Dalian
Bau, Verkehr und Euro- | management, Hafenmanagement, (China), Durban (Std-
pa/ BORDA Wasser-, Abwasser-, Abfall- und afrika) Windhoek (Na-
Energiesektor, sanitdre Grundversor- | mibia)
gung
Hamburg Senatskanzlei / Stadtepartnerschaften, kommunale Ledn (Nicaragua), Dar
Hamburger Stiftung Infrastruktur in Grofstadten, Ge- es Salaam (Tansania)
Asien-Briicke sundheitsversorgung, Umwelt- und

Ressourcenschutz
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Hessen Wirtschaftsministerium | wirtschaftsnahe Mal3nahmen, Férde- | Nah- u. Mittelost (Pa-
rung der Eingliederung der Partner in | lastinensische Gebie-
EL in den Weltmarkt, Verbesserung | te), Siidasien, China
der Rahmenbedingungen fir Aus- (2 Partnerprovinzen),
landsinvestitionen Zentralamerika, An-
denregion
Mecklenburg- | Wirtschaftsministerium | wirtschaftsnahe Aus- und Weiterbil- | Ostseeanrainerstaaten
Vorpommern dung von Fach- und Fuhrungskréften | Mittel- und Osteuropas
Niedersachsen | Staatskanzlel Hochschul- und Schulpartnerschaf- | Stidafrika (Provinz
ten, Veterinérbereich (Tierseuchen- | Eastern Cape), China
bekampfung), berufliche Bildung, (Provinz Anhui)
Landwirtschaft
Nordrhein- Ministerium fiir Genera- | Hochschul- und Wissenschaftskoope- | Stidafrika (Provinz
Westfalen tionen, Familie, Frauen | ration, ressourcenschonende Energie- | Mpumalanga), Ghana
und Integration nutzung, Beteiligung der Diaspora (Partnerschaftt 2007),
(MGFFI) aus EL Senegal, Kongo (Kin-
shasa), Madagaskar,
Athiopien, China,
Vietnam, Turkel
Wirtschaftsministerium | Aussenwirtschaftsforderung
Rheinland-Pfalz | Innen- und Sportministe- | Grundbildung, berufliche Bildung, Ruanda (,, Graswurzel“-
rium Wissenschaft und Forschung, Ge- Partnerschaft seit
sundheitswesen, Wasserversorgung, | 1982), Sri Lanka (Tsu-
Infrastruktur, Umwelt und regenera- | namihilfe ab 2005)
tive Energien, Landwirtschaft,
Handwerksforderung, Frauenforde-
rung, Sozialwesen, Hochschul- und
kommunale Partnerschaften
Saarland Wirtschafts- und Wis- NRO-Projekte
senschaftsministerium
Sachsen Wirtschaftsministerium | Aus- und Weiterbildung von Fach- Mittel- und Osteuropa,
und Fihrungskréften aus der Wirt- Kasachstan
schaft, 1andlicher Raum, Umwelt
Sachsen-Anhalt | Wirtschaftsministerium | Aus- und Weiterbildung von Fach- China, Vietnam, Ar-
und Fihrungskréften, Unterstiitzung | menien, Bulgarien,
von Reformen des Bildungswesens, | Marokko
Hochschulkooperation und Schul-
partnerschaften
Schleswig- Umwelt- und Landwirt- | Klimaschutz Indonesien, China
Holstein schaftsministerium
Thuringen Staatskanzlel Umwelt, Verwaltungsreform Kambodscha
Quéllen: Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Siid / World University Service: Entwicklungszusam-
menarbeit der Lander, Wiesbaden 2006, Webseiten der Lander zu ihren entwicklungspolitischen
Aktivitdten, Berichte der Lénder an dasBMZ.

Die sehr grof3en Unterschiede im Umfang der Lander-EZ pro Einwohner und im Verhdtnis
zur Wirtschaftskraft sowie die Schwankungen im Zeitablauf zeigen, dass langst nicht ale
Landesregierungen die Entwicklungspolitik als eine Kernaufgabe ansehen, die dementspre-
chend fest im Haushalt und in einem Ressort verankert sein sollte. Solange dies nicht gege-
ben ist, hangt die Entwicklungspolitik eines Landes von dem mehr oder weniger grof3en
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Interesse und Engagement einiger weniger Landesbeamter und -politiker ab, die es verste-
hen, einer skeptischen Offentlichkeit und dem Parlament den spezifischen Sinn und Zweck
des entwicklungspolitischen Engagements des Landes zu erkldren und fur entsprechende
Haushaltsansédtze erfolgreich zu werben. Wenn in Zukunft der Eindruck einer gewissen
Beliebigkeit des entwicklungspolitischen Engagements der meisten (nicht aller!) Lander
Uberwunden werden soll und die Lander die ihnen gemél3e Rolle im Rahmen der deutschen
EZ spielen sollen, bedarf es offenbar einer Rickbesinnung auf die spezifischen komparati-
ven Vortelle der Lander vor dem Hintergrund der verénderten internationalen Rahmenbe-
dingungen fur Entwicklungszusammenarbeit. Diese werden im Folgenden dargestellt, um
anschlief?end zu fragen, welche Konsequenzen sich daraus fir eine Neuausrichtung der
Entwicklungszusammenarbeit der Lander ergeben.

2 Die neue Architektur der inter nationalen Entwicklungszusammenar beit

Seit dem Ende des Ost-West-K onflikts 1989/90 erfahrt die internationale Entwicklungszu-
sammenarbeit einen fundamentalen Wandel. Mit dem Wegfall der Systemkonkurrenz ent-
fiel die Motivation, Entwicklungslander mit finanziellen Leistungen und Entwicklungszu-
sammenarbeit an das eigene Lager zu binden, unabhéngig von deren politischer Verfasst-
heit und (mangelnder) Entwicklungsorientierung der Regierung. Hoffungen auf eine , Frie-
densdividende® infolge von Ristungsbegrenzung und Abristung und Verwendung der
freiwerdenden Mittel fir Entwicklungszusammenarbeit erwiesen sich als nicht realistisch.
So kam es in den 1990er Jahren zu einem deutlichen Rickgang der Entwicklungshilfelels-
tungen der grof3en westlichen Industrielander, gleichzeitig fielen die ehemaligen sozialisti-
schen Lander im Transformationsprozess als Entwicklungshilfegeber weitgehend aus. Auf
der anderen Seite wurde die Aufmerksamkeit der internationalen Staatengemeinschaft
durch eine Serie internationaler Konferenzen auf die neuen globalen Herausforderungen
wie Umwelt und Entwicklung, Bevdlkerungsprobleme, Welterndhrung, Verstadterung ge-
lenkt, und es wurde deutlich, dass den neuen globalen Herausforderungen nur mit einem
hoheren Mal3 an internationaler Kooperation zur Eindémmung globaler Umweltrisiken und
effektiver, auf Armutsminderung abzielender Entwicklungszusammenarbeit begegnet wer-
den kann. Hinzu kam die Erfahrung aus vielen Entwicklungslandern, dass Wirtschaft-
wachstum allein nicht zur Verringerung der absoluten Armut fuhren kann.

Vor diesem Hintergrund versténdigte sich die Staatengemeinschaft im Jahr 2000 auf den
Ziekatalog der Millennium Development Goals (MDGs), die mit gemeinsamen Anstren-
gungen der Industrie- und der Entwicklungslander bis zum Jahr 2015 erreicht werden sol-
len. Die Industrielander versprachen erneut die Erhéhung ihrer Leistungen fur Entwick-
lungszusammenarbeit, wéhrend die Entwicklungslénder sich dazu verpflichteten, die fir
eine nachhaltige Armutsminderung notwendigen Reformen der staatlichen Rahmenbedin-
gungen (good governance) und Politiken vorzunehmen. Seit der UN-Konferenz zu Umwelt
und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio de Janeiro ist auch sichtbar geworden, dass sich
der Zielkonflikt zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und Umwelt- und Ressourcen-
schutz nur mit einem weltweiten Umsteuern auf nachhaltiges Wirtschaften [dsen lésst. Im
Rahmen der MDGs wird die Verpflichtung zur ,, Entwicklungspartnerschaft* und zur ent-
wicklungspolitischen Kohérenz aller Politiken der Industrielander, von denen die Entwick-
lungschancen der Entwicklungsléander beeintréchtigt werden kdnnen, mit dem 8. Ziel
(MDG 8) verankert. Mit der Agenda 21 wurden alle gesellschaftlichen Gruppen dazu auf-
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gerufen, ihren Beitrag zu einem umwelt- und ressourcenschonenden Wirtschaften zu leis-
ten. In Deutschland wurde das Wissen um die gemeinsame Verantwortung von Industrie-
und Entwicklungsléndern fir eine global nachhaltige Entwicklung durch die lokalen Agen-
da-21-Prozesse in weiten Kreisen der Bevolkerung verankert.

Bel der UN-Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung in Monterrey 2002 verpflichteten
sich die Industriel@nder zu einer massiven Aufstockung der finanziellen Leistungen (ODA)
und zur Steigerung der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit. Die Mitgliedsstaa-
ten der EU haben sich dazu verpflichtet, ihre ODA-Quoten in einem Stufenplan bis 2010
auf 0,51 % und bis 2015 auf 0,7 % anzuheben. Selbst wenn diese Ziele erreicht werden
sollten, ist keineswegs sicher, dass damit auch die MDGs in alen Entwicklungsléandern
erreicht werden kénnen. Wenn es nicht zu grundlegenden Reformen der Vergabepraxis
durch die Geberlander und multilateralen Institutionen der Entwicklungszusammenarbeit
kommt, droht der Anstieg der Mittel das Absorptionsproblem auf der Seite der Empfanger-
lander sogar noch zu verstarken. Vor allem die weniger entwickelten und daher besonders
hilfeabhangigen Lander mit begrenzten administrativen Kapazitéten sind Uberfordert, eine
Vielzahl von Projekten und Programmen mehrerer Geber zu koordinieren und in die natio-
nalen Planungen einzufiigen. Schon die vielen Gebermissionen, die von den Regierungen
der Empfangerlénder und den Ministerien empfangen und gehort werden miissen, erst recht
aber die von Geber zu Geber unterschiedlichen Berichtspflichten und finanziellen Abwick-
lungsmodalitéten konnen die Administration eines schwéacheren Entwicklungslandes Uber-
fordern, und die Transaktionskosten der Abstimmung zwischen Gebern und Nehmern kon-
nen die positiven Wirkungen von Projekten zunichte machen.” AuRerdem fuhrt das Interes-
se der Geber an erfolgreichen Entwicklungsprojekten nicht selten zur Etablierung administ-
rativer Parallelstrukturen zur staatlichen Administration, die zudem noch geschwacht wird
durch die Abwerbung qualifizierten einheimischen Personals mit hoheren Gehéltern fur die
Projektadministrationen der Geber.”® So kommt es zu dem paradoxen Ergebnis, dass auch
eine Vielzahl in sich gut geplanter und implementierter Projekte der Geber ohne Auswir-
kung auf Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und der Lebensbedingun-
gen der Armen in den Empfangerlandern bleiben kann.*

17 Robert Zodllick, der Prasident der Weltbank, hat beim diesjahrigen (2008) Davoser Weltwirtschaftsforum
erneut darauf hingewiesen, dass die Regierungen der Empfangerlénder einen Grofdteil ihrer Zeit darauf
verwenden missten, mit den vielen Geberorganisationen zu sprechen und davon Uberfordert wirden.
»Geeint gegen die Armut”, Neue Zircher Zeitung, Nr. 21, v. 26./27.01.2008, S. 10.

18 Wenn zu viele Geberinstitutionen einschlief3lich der von ihnen finanzierten NROs um die in &rmeren und
fragilen Staaten knappen qualifizierten Arbeitskréfte fir ihre Projektadministrationen und Vertretungen
vor Ort konkurrieren, kdnnen sie — ungewollt — nicht nur die Kapazitdt eines Landes untergraben, leis-
tungsfahige Institutionen aufzubauen und mit qualifiziertem Personal zu besetzten, sie beeintrachtigen
auch die Entwicklungsmdglichkeiten privater Unternehmen, die kaum mit den hohen von Geberorganisa-
tionen angebotenen Gehaltern konkurrieren kénnen. Daraus ergibt sich die Aufforderung an die Geber, es
nicht nur besser zu machen als bisher, sondern Schaden zu vermeiden. Vgl. Nancy Birdsall (2007). Nach-
denklich sollte auch der Hinweis machen, dal? sich der Erfolg des Marshall Plans nach dem Zweiten
Weltkrieg in Europa und Japan vermutlich nicht nur mit den hier vorhandenen Institutionen, Unterneh-
men und qualifiziertem Personal erkléren lasst, sondern auch mit der Tatsache, dass die damaligen Emp-
fanger es nur mit einem einzigen Geber, den USA, zu tun hatten und nicht mit einer untiberschaubaren
Phalanx von staatlichen bilateralen und multilateralen Gebern und hunderten von NROs wie die heutigen
Empfangerlander. Darauf weisen Stephen Knack und Aminur Rahman hin (Knack / Rahmann 2004).

19 Vgl.: OECD / DAC (2007, 29): Development Co-operation Report, Paris 2007:
“More effective aid delivery”.
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Die Konsequenz aus dieser fur die in bester Absicht handelnden Entwicklungspolitiker und
-experten erntichternden Erkenntnis wurde mit der von allen Gebern und den meisten Neh-
merlandern unterzeichneten Paris Deklaration von 2005 gezogen.® Darin verpflichten sich
beide Seiten, auf eine wirkungsvollere Entwicklungszusammenarbeit hinzuarbeiten. Die
Geber sind angehalten, die Partnerlander in der Fahigkeit zu stérken, ihre Entwicklung ei-
genverantwortlich zu planen und zu steuern (ownership), ihre Leistungen den Prioritdten
und Planungen der Partnerlander unterzuordnen (alignment), ihre Aktivitdten untereinander
abzustimmen und die Verfahren anzupassen (donor harmonisation), um die Transaktions-
kosten der Zusammenarbeit mit den Partnerlandern und untereinander zu verringern. Sie
verpflichten sich auf3erdem, den Erfolg von EZ-Aktivitéten nicht mehr am Input, sondern
an den Ergebnissen nach dem Kriterium der nachhaltigen Armutsminderung zu messen. Fir
die Ernsthaftigkeit der Bemihungen um Effektivitéatssteigerung der Entwicklungszusam-
menarbeit spricht, dass die Umsetzung der Paris Deklaration anhand einer Vielzahl sehr
konkreter Indikatoren, die bis 2010 erreicht werden sollen, Uberprift wird. Zur Zeit findet
eine Uberpriifung der Umsetzung am Beispiel einer Reihe von Gebern und Empfangerlan-
dern statt, die Ergebnisse sollen bei einer Konferenz in Accra im September 2008 vorge-
stellt werden.? In der internationalen Debatte wird die Richtung der mit der Paris Deklara-

» A central theme of much work in the DAC and elsewhere over recent years has been the search for prac-
tical steps that would enhance aid effectiveness by tackling some of the unnecessary complications and
duplication inherent in much aid delivery. The points of contention are well known, and are particularly
acute in poor countries that are relatively dependent on aid and have a modest capacity to manage it.
They could become even more acute if aid rises sharply and the sources of aid finance continue to diver-
sify. Problems include donor-led approaches that are not really “ owned” by the recipient country or in-
stitution, lack of alignment of aid to local priorities, inadegquate use of local systems and over-reliance on
stand-alone donor-led structures and accountability. The sheer inefficiency and waste caused by the large
number of donors operating in the same field each with its own “ rule-book” , procedures and decision-
making systems compounds the muddle. This is despite the fact that, in most cases, all donors agree on
the results they are seeking to help developing countries achieve, with the MDG providing an agreed fo-
cus at world level. The High Level Forums held in Rome (2003) and in Paris (2005) have helped cement
the international discourse about aid effectiveness, with emphasis on the key principles of ownership, a-
lignment, harmonisation, managing for results, and above all mutual accountability between donors and
recipients. It is particularly noteworthy that all G-20 countries signalled their support for the Paris Dec-
laration at the G-20 meeting in Melbourne in November 2006."

Not just “more”: “More effective’

» In all the areas mentioned above, it is not just a question of donors being willing to do more. At least as
important is how they do it. In many cases, one can find donor-financed activities, each of which has so-
me justification, but which add up to less than the sum of their parts. Too seldom does one find activities
that are the product of a consistent strategy, supported by the recipient country, and pursued over the
medium to long term with collective and cohesive support from the donors. There are areas where donors
do, in some cases, take a sector-wide approach, such as access to justice. But all too often you will find
that they offer a few individual projects, or maybe just a training place or two, when something more
strategic is required if real change is to be achieved over time. More could also be done to co-ordinate
aid to civil society. Anecdotal evidence suggests that the availability of unco-ordinated donor funding can
trigger a proliferation of local NGOs, societies and foundations, so there are risks that outsiders can
distort the authenticity of representative civil society voices. A lack of co-ordination between donors can
also distort the market for capable staff in the voluntary sector, as is sometimes the case with unco-
ordinated salary supplements in donor-funded projects in the public sector. In sum, there is much scope
for more lesson learning around good practice in all these areas. But there is no doubt that in developing
countries — those that are responsive to the needs of the poor — effective states are those that are account-
ableto their citizens."

20 High Level Forum (2005).

21 Die Studie zur Implementation der Paris Deklaration im deutschen EZ-System wird von einem Autoren-
team des DIE erstellt (Guido Ashoff et a. s. a)
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tion eingeleiteten Reform der internationalen Entwicklungszusammenarbeit einhellig be-
gruft, kritisiert wird allerdings von NROs und kritischen Wissenschaftlern die technokrati-
sche Verengung auf die Effektivierung der Verfahren und Modalitéten der Entwicklungszu-
sammenarbeit, wadhrend die den Regierungsplanen der Empfangerlander (ownership)
zugrundeliegenden politischen Mechanismen ausgeblendet bleiben.

Die mit der Paris Deklaration besiegelte Reform der internationalen Architektur der Ent-
wicklungszusammenarbeit ist die Konsequenz aus jahrzehntelanger Erfahrung mit der Um-
setzung einer Vielzahl von EZ-Aktivitaten vieler Geber in typischen Entwicklungsléandern
mit begrenzten administrativen Kapazitdten. Die Regierungen und Verwaltungen dieser
Empfangerlander erwiesen sich Uberfordert von dem Abstimmungsbedarf mit und den un-
terschiedlichen Berichtspflichten gegentiber den verschiedenen Geberorganisationen (neben
den Geberlandern agieren noch die multilateralen Finanzinstitutionen, die UN-
Organisationen und eine Vielzahl privater Geber mehr oder weniger unkoordiniert neben-
einander), so dass schliefdlich algemein akzeptiert wurde, dass die Geberproliferation fur
den Entwicklungserfolg im Sinne nachhaltiger Wirkung von Projekten und Programmen
kontraproduktiv ist (auch wenn hin und wieder auf die positiven Wirkungen des Wettbe-
werbs der Geber untereinander hingewiesen wird) und eine radikale Umkehr der EZ in
Richtung Ausrichtung auf die Bedirfnisse und Fahigkeiten der Empfangerlander und auf
das Erfolgskriterium nachhaltiger Wirkung im Partnerland unabdingbar ist.

Die EU hat sich mit dem Europaischen Entwicklungskonsens im November 2005 zur Um-
setzung der Paris Deklaration durch die gemeinschaftliche wie die bilaterale EZ der Mit-
gliedsstaaten bekannt:

. 25. Die EU wird nicht nur mehr, sondern auch bessere Hilfe bereitstellen. Die Trans-
aktionskosten der Hilfe werden verringert und ihre Gesamtwirkung verbessert werden.
Die EU wird sich bemiihen, zusammen mit allen Entwicklungspartnern an einer Ver-
besserung der Qualitat und der Wirkung ihrer Hilfe sowie an einer Verbesserung der
Geberpraktiken zu arbeiten und unseren Partnerlandern dabei zu helfen, die verstérkte
Hilfe effiziienter zu nutzen. Die EU wird ihre Zusagen zur Wirksamkeit der Entwick-
lungshilfe in allen Entwicklungsl@ndern einhalten und diese Einhaltung tberwachen;
hierzu gehort auch die Festlegung konkreter Ziele fir 2010. National e Eigenverantwor -
tung, die schon vor Ort beginnende Koordinierung und Harmonisierung auf der Ge-
berseite, Anpassung an die Systeme in den Empfangerlandern und Ergebnisorientiert-
heit sind hierbel die entscheidenden Grundsétze.” (...)

» 32. Die EU wird eine fihrende Rolle bei der Umsetzung der in der Pariser Erklarung
gegebenen Zusagen Uber die Verbesserung der Hilfeleistung spielen und hat in diesem
Zusammenhang vier weitere Zusagen gegeben: Bereitstellung von Hilfe fir den Kapa-
zitétsaufbau ausschliefdlich durch koordinierte Programme, die in zunehmendem Male
im Rahmen von Vereinbarungen zwischen mehreren Gebern durchgefiihrt werden sol-
len; Zuteilung von 50 % der den Regierungen zur Verfligung gestellten Unterstitzung
nach dem , Country-System-Ansatz (Anwendung der rechtlichen Standards der Part-
nerlander), wozu eine Anhebung des Prozentsatzes der in Form von Budgethilfe oder
sektorbezogener Hilfe geleisteten Unterstiitzung gehort; Vermeidung der Schaffung
neuer gurchf[]hrungsstellen; Reduzierung der nicht koordinierten Missionen um
50 %."

22 Gemeinsame Erklérung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaa-
ten, des Européischen Parlaments und der Kommission zur Entwicklungspolitik der Européi schen Union:
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Eine Konsequenz der stérkeren Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit an den Prio-
ritdten und Planungen der Partnerlander und auf Entwicklung der Kapazitéten der einheimi-
schen Verwaltungen ist, dass die Geber von den klassischen Entwicklungsprojekten Ab-
schied nehmen miissen, die sie technisch und organisatorisch zwar nach den internationalen
Standards und mit eigenem oder internationalem Personal durchfihren, die aber nicht ein-
gebettet sind in die nationalen institutionellen und budgetédren Strukturen, so dass ihre
Nachhaltigkeit nach Abzug des jeweiligen Gebers nicht gewahrleistet ist.” Anstatt perfekte,
aber nicht , eingebettete” Projekte durchzufiihren, mussen die Geber ihre Entwicklungszu-
sammenarbeit verstérkt auf den Aufbau und die Verbesserung nationaler institutioneller
Strukturen (capacity development) ausrichten, damit die Partnerléander in die Lage versetzt
werden, die notwendigen Programme und Projekte eigenverantwortlich zu planen, durchzu-
fuhren und haushaltsméllig abzusichern. Deshalb spielt Budgethilfe im Rahmen der neuen
internationalen Entwicklungszusammenarbeit eine zunehmend wichtige Rolle. Die Sektor-
ministerien und nachgeordneten Behorden sollen daran gewohnt werden, ihren Finanzbe-
darf gegeniber dem Finanzministerium anzumelden, das fur die nationale Prioritétenset-
zung verantwortlich ist, anstatt, wie esin der Vergangenheit gangige Praxis war, ihren Be-
darf als Erstes bei den internationalen Gebern anzumelden und damit die Einheitlichkeit
und Transparenz der staatlichen Haushaltspolitik zu untergraben.

Voraussetzung fur eine effektive Budgethilfe und fur die Vermeidung von Korruption ist
natirlich eine genaue Uberwachung der Verwendung von Budgethilfe durch die Geber.
Daher ist eine weitere Konsequenz der neuen EZ-Modalitdten die zunehmende Dezentrali-
sierung der Geberorganisationen, also die Verlagerung von Planungs- und Steuerungskom-
petenzen von den Zentralen an die Vertretungen vor Ort, die Botschaften oder die Aul3en-
stellen der Durchf ihrungsorgani sationen. Dezentralisierung ist auch eine V oraussetzung fr
effektive Geberkoordination und Geberharmonisierung vor Ort. Andere Geber, so vor allem
die skandinavischen Lander, die Niederlande und dem Department for International Deve-
lopment (DFID), haben die Dezentralisierung der EZ-Administration bereits weiter voran-
getrieben als das BMZ. Fir kleinere Geber ist die Dezentralisierung allerdings mit relativ
hoheren Kosten fir die AulRenvertretungen verbunden als fur grof3ere Geber. Daraus ergibt
sich die Notwendigkeit zur Konzentration auf eine kleinere Zahl von Partnerlandern.

Verbesserte Geberkoordinierung und Harmonisierung der Verfahren ist nur ein Schritt in
Richtung effektiverer Entwicklungszusammenarbeit. Der néchste Schritt ist eine Verringe-
rung der Zahl der in einem Land und in einem Sektor engagierten Geber durch Arbeitstei-
lung zwischen den Gebern nach ihren jeweiligen komparativen Vorteilen und Erfahrun-
gen.” Das bedeutet eine Konzentration auch der groRen Geber auf weniger Lander und
Sektoren. Zwar haben sich alle Geber zu einer solchen Konzentration und Schwerpunktbil-
dung bekannt und damit die Tidr in Richtung Arbeitsteilung getffnet, doch die praktische

"Der Europdische Konsens', Brissel, 22. November 2005, S. 10 f.; online: http://register.consil-
ium.eu.int/pdf/de/05/st14/ st14820.de05.pdf

23 Laut OECD gibt es in der gesamten Entwicklungswelt mehr als 60.000 Entwicklungsprojekte der ver-
schiednen bilateralen und multilateralen, staatlichen und privaten Geber. 85 % dieser Projekte haben ei-
nen finanziellen Umfang von weniger as 1 Mio. US$. Angesichts der unterschiedlichen administrativen
Regularien und Berichtspflichten der verschiedenen Geber liegt die Gefahr der Uberforderung der Part-
neradministrationen und der zu geringen Wirkung der vielen oft isolierten Projekte auf der Hand. Ein ty-
pisches afrikanisches Land wird von mehr als tausend Gebermissionen pro Jahr , heimgesucht”, die alle
ihre Projekte Uberwachen und begutachten wollen (Johnston / Manning 2005).

24 Zur Begriindung der Notwendigkeit vertiefter Arbeitsteilung zwischen den Gebern see Mrle (2007).
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Umsetzung dieser Vorgaben erweist sich als schwierig. Das BMZ hat seit 1998 die Zahl der
Partnerlander bereits von etwa 120 auf 70 reduziert und kindigt eine weitere Konzentration
auf 57 Lander an. Wahrend der deutschen EU-Prasidentschaft hat sich die Bundesregierung
besonders fir eine verbesserte Arbeitsteilung zwischen den européischen Gebern einge-
setzt. Mit dem wahrend der deutschen Ratsprasidentschaft verabschiedeten Verhaltensko-
dex (Code of Conduct®) haben sich die EU-Geber zu konkreten Zielen fir eine vertiefte
Arbeitsteilung bekannt. Der Kodex ist freiwillig und flexibel und soll a's Orientierungshilfe
fur alle Entscheidungstrager in der EU im Bereich Entwicklungszusammenarbeit dienen.
Angestrebt wird auch eine bessere Koordinierung zwischen offentlicher und privater Hilfe.
Die EU hofft, dass sich in Zukunft auch die Gbrigen internationalen Geber dem Verhatens-
kodex anschlief3en werden.

Im Kern sollen die EU-Geber durch Konzentration auf eine begrenzte Zahl von Sektoren
pro Land (angestrebt wird die Beschrankung auf zwei Sektoren) die Voraussetzungen fir
eine verbesserte Arbeitsteilung schaffen. Indem die Abstimmung mit dem Partnerland in
jedem Schwerpunktsektor einem federfiihrenden Geber Ubertragen wird, sollen die Trans-
aktionskosten weiter gesenkt werden. Die Geber kdnnen sich auch in Nichtschwerpunktsek-
toren weiterhin durch , delegierte Zusammenarbeit / Partnerschaft” (ein Geber handelt im
Namen eines oder mehrerer anderer Geber) oder mit Budgethilfe engagieren. Dartber hin-
aus sollen sich die europaischen Geber im Dialog auf die Bestimmung einer begrenzten
Zahl von Schwerpunktlandern fur jeden Geber einigen. Dabei soll darauf geachtet werden,
dass geniigend finanzielle Mittel fur die von den Gebern vernachlassigten Lander (aid
orphans) bereitgestellt werden, damit von diesen meist fragilen Staaten nicht destabilisie-
rende Wirkungen auf die Region ausgehen.”

Die Européische Kommission ist sich bewusst, welche Schwierigkeiten die Umsetzung des
Verhaltenskodex mit sich bringen wird. Trotz der generellen Einsicht, dass eine Konzentra-
tion der Geber auf weniger Lander und Sektoren und vertiefte Arbeitsteilung untereinander
eine wichtige Voraussetzung fur eine effektivere Entwicklungszusammenarbeit im Sinne
der Paris Deklaration ist, hat jeder Geber weiterhin ein Eigeninteresse, in moglichst vielen
Léndern und strategischen Sektoren téatig und sichtbar zu sein. Und es stellt sich die Frage,
wie das in den nationalen Durchfiihrungsorganisationen vorhandene Lander- und Sektor-
wissen auch dann noch genutzt werden kann, wenn sich das Geberland aus diesen Landern
und Sektoren zugunsten verbesserter Arbeitsteilung zuriickzieht. Daher bedarf es eines
»Klaren politischen Mandats® fur die notwendigen Entscheidungen, und die Umsetzung
muss ,,pragmatisch angegangen“ werden. Schliefdlich soll aber der Entscheidungsdruck
erhoht werden durch Einfiihrung wirksamer Uberwachungssysteme nach Art der DAC Peer
Reviews, mit denen der Grad der Umsetzung bei den einzelnen Gebern offentlich sichtbar
gemacht wird.

Geberharmonisierung und -arbeitsteilung sind noch nicht das Ende der Reformen auf dem
Weg zu wirksamerer Entwicklungszusammenarbeit. Als néchstes kommen die Beschran-
kungen auf der Empfangerseite in den Blick. Immer deutlicher wird sichtbar, dass die Aus-
richtung der Geber an den Prioritéten und Planungen der Empféangerlénder entscheidend

25 Européische Kommission (2007).

26 Eine zusammenfassende Darstellung des ,, Verhaltenskodex fir Komplementaritdt und Arbeitsteilung in
der Entwicklungspolitik® findet sich online: http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/ r13003.htm.
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von deren ingtitutioneller Kapazitét abhangt, die vorausgesetzte Eigenverantwortung (own-
ership) fur die nationale Entwicklungsstrategie und die verschiedenen Reformprogramme
Uberhaupt zu tbernehmen.?” Daher wird capacity development als unabdingbare V orausset-
zung fur den Erfolg der neuen EZ-Beziehung zwischen Gebern und Empfangerléndern an-
gesehen. Allerdings gibt es dafiir kein Patentrezept, well leistungsféhige Institutionen ei-
nem Land nicht von aulen implantiert werden kdnnen, sondern auf dem Boden vorhande-
ner Ansatze wachsen und gedeihen missen. Hier eréffnet sich ein weites Feld des Experi-
mentierens und des L ernens von gelungenen Programmen zur Verbesserung der Leistungs-
fahigkeit staatlicher Verwaltungen. Dabel muss allerdings immer damit gerechnet werden,
dass ein Ubermal? an Intervention und Unterstiitzung durch die Geber auch kontraproduktiv
zum Ziel der Starkung der staatlichen Kapazitéten des Empféangerlandes wirken kann. Die
grof3en Anstrengungen, welche die Weltbank und bilaterale Geber seit Ende der 1990er
Jahre fur die Stérkung der staatlichen Kapazitdten in weniger entwickelten Landern und
fragilen Staaten unternehmen, haben jedenfalls noch nicht die erhofften Erfolge gebracht.”

Angesichts der begrenzten administrativen Kapazitéten in vielen weniger entwickelten Lan-
dern und des durchaus nicht von sémtlichen Akteuren auf der Partnerseite geteilten Interes-
ses an Geberharmonisierung (es wird immer Ministerien und staatliche Institutionen geben,
die es vorziehen wirden, weiterhin direkt mit den Gebern Uber einzelne Projekte und Pro-
gramme zu verhandeln, von denen sie sich Vorteile fur ihr Budget, ihr Personal und ihre
technische Ausstattung (Fahrzeuge, Computer usw.) versprechen.” Dieser leichte Zugang
zu externen Ressourcen wird ja versperrt, wenn alle Geber Budgethilfe in den Staatshaus-
halt geben und die Fachministerien ihre Budgetanforderungen gegentiber dem Finanzminis-
ter rechtfertigen mussen. Da auch in Zukunft immer (neue) Geber auf den Plan treten wer-
den, die ein Eigeninteresse haben, durch direkte Forderung spezieller Projekte und Pro-
gramme eines Fachministeriums bzw. seiner nachgeordneten Behdrden einen ,,Fuld in die
Tar* zu bekommen, wird es auch nie eine vollstdndige Harmonisierung der gesamten Ent-
wicklungszusammenarbeit aller Geber mit einem Land geben. Der Weg zu einem einheitli-
chen Auftreten der Geber und einer effektiven Durchfiihrung von Entwicklungsprogram-
men der Partnerlander mit finanzieller und technischer Unterstiitzung durch die Geber wird
also lang und steinig sein. Dies gilt um so mehr, als neue Geber wie China und Indien auf

27 , The second challenge is that the Paris Declaration’s goal of promoting country ownership is far from
straightforward. The expectation is that national development strategies will provide a strategic policy
framework oriented towards results that donors can support. What the Declaration does not address, ho-
wever, is how greater ownership of a development agenda is to be achieved. This challenge in many ways
surpasses the Paris framework, and cannot be addressed without recognising the inherently political na-
ture of the concept of ownership. Genuine ‘ country ownership’, in PD terms, involves having national de-
velopment strategies that are not simply condensations of government priorities and objectives but also
incorporate the views and needs of other relevant national social actors. (...)Where elites lack a political
commitment to development, they will not truly own a national devel opment strategy, and other stakehol-
ders may not be able to do so either in such a context. A PRSP unit of some kind may be created and
asked to produce a national development strategy. But that will be done simply in order to access aid
funds and will be unlikely to congtitute a serious basis for government policies and actions. Thus, an ef-
fort such as the Paris Declaration can improve how donorsinteract with devel oping-country gover nments
and other stakeholders; but it cannot offer any fundamental incentives for change at the country level
(nor should it be expected to do s0).” Fritz/ Menocal (2007, 545).

28 Levy/ Kpundeh (Hrsg.) (2004); World Bank Operations Evaluation Department (2005).

29 Von Ghana z. B. wird berichtet, dass die Regierung ein geringeres Interesse an den Harmonisi erungspro-
zessen zeige as die Geber. Um so mehr spricht daflir, dass diesem hinhaltenden Widerstand aus einem
Partnerland nicht noch durch das Auftreten weiterer Geber, die sich nicht an die Koordinierungs- und
Harmonisierungsvorgaben halten, Vorschub geleistet wird (Schmitt 2008, 65-67).

Deutsches I ngtitut fir Entwicklungspolitik 23



Jurgen Wiemann

den Plan treten, die zunéchst einmal sehr direkt ihre Eigeninteressen (Rohstoffsicherung,
Markterschliefiung) auch mit Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit in den Partnerlan-
dern durchzusetzen versuchen. Auch die neuen privaten Geber, die z. T. Uber grofRere Mittel
verfligen als manche UN-Organisation, lassen sich nicht ohne weiteres in die Disziplin der
Paris Agenda einbinden. Der Trend zur Geberproliferation wird also weiterhin dem Vorsatz
zur Harmonisierung und Arbeitsteilung der Geber entgegenwirken. Insofern spricht alles
daflr, dass wenigstens die subnationalen Geber der OECD-Lander nicht auch noch die
Harmonisierungsagenda durchkreuzen.

3 Konsequenzen fir die deutsche Entwicklungspolitik

Das BMZ nimmt fur sich in Anspruch, einen erheblichen Beitrag zur Neuausrichtung der
internationalen Entwicklungszusammenarbeit auf verbesserte Wirkung durch Geberharmo-
nisierung, Arbeitsteilung und Partnerorientierung geleistet zu haben. Das gilt fir die Paris
Deklaration und in jungster Zeit fur die Verpflichtung der européischen Geber auf den Ver-
haltenskodex fir Komplementaritat und Arbeitsteilung in der Entwicklungspolitik.* Trotz-
dem félt es nicht leicht, die im EU-Verhaltenskodex geforderte Konzentration auf weniger
Schwerpunktlander und -sektoren in der Praxis umzusetzen. Ein Grund dafur ist die institu-
tionelle Komplexitét gerade des deutschen EZ-Systems. Die Eigeninteressen der Akteure
auf den verschiedenen Ebenen und der teilweise im Wettbewerb stehenden Durchfiihrungs-
organisationen stehen der Umsetzung einer deutschen ,,EZ aus einem Guss* offensichtlich
im Wege. Auf diese strukturellen Eigenheiten des deutschen EZ-Systems haben die DAC-
Berichte wiederholt hingewiesen und entsprechende Reformen angemahnt. So heifdt es im
jungsten DA C-Priifbericht von 2005:

» Das deutsche EZ-System ist multiinstitutionell. Das Bundesministerium fur wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) spielt eine zentrale Rolle und wurde
2003 umstrukturiert, um die bilateralen, multilateralen und sektoralen Zustandigkeiten
besser miteinander zu verzahnen. Es stiitzt sich hauptsachlich auf zwei Durchfiihrungs-
organisationen, die Deutsche Gesellschaft fir Technische Zusammenarbeit (GTZ) und
die KfW Entwicklungsbank. Das gesamte Spektrum der deutschen Organisationen, die
auf ODA-Mittel zurlckgreifen, geht weiter Gber diesen organisatorischen Kernbereich
hinaus und umfasst mehr als 30 Institutionen, darunter andere Bundesministerien,
staatliche Einrichtungen und Organisationen auf3erhalb des staatlichen Bereichs (poli-
tische Stiftungen, kirchliche Organisationen und Nichtregierungsor ganisationen) sowie
Lander und Kommunen.

Angesichts der auf den Grundsétzen der Partnerschaft und Eigenverantwortung basie-
renden Entwicklungszusammenarbeit ist das deutsche EZ-Modell heute aus Partner-
sicht womdglich nicht mehr wirklich zwveckméfdig. Die institutionelle Differenzierung
zwischen Finanzieller und Technischer Zusammenarbeit wie auch innerhalb der Tech-
nischen Zusammenarbeit hat weitreichende Konsequenzen fir den gesamten EZ-
Prozess. Erstens besteht bei dem deutschen System, das auf einem breiten Spektrum
von Organisationen, Instrumenten und Ansétzen beruht, die Gefahr, dass Konzepte und

30 , Deutschland hat sich verpflichtet, seine Entwicklungszusammenarbeit an der Millenniumserkl&rung
auszurichten und zur Umsetzung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) beizutragen. Das High Le-
vel Forum on Aid Effectiveness in Paris im Mérz 2005 hat bekréftigt, dass diese Verpflichtung untrenn-
bar damit verbunden ist, die Qualitat und die Wirkung der Entwicklungszusammenarbeit zu erhthen. Das
ist eine zentrale Vorgabe fir die deutsche EZ in den ndchsten Jahren.” (BMZ 2005, 3).
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Programme von der Warte des Gebers her gestaltet werden. Zweitens nehmen die Er-
fordernisse der internen Koordinierung Zeit und Arbeitskraft der deutschen Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen in Anspruch, die dann fir wichtigere strategische Aufgaben feh-
len. Und schliefflich miissen sich die Entwicklungspartner mit einer Vielzahl von Orga-
nisationen und Verfahren auseinander setzen, was ihre hdufig ohnehin begrenzte Ka-
pazitat unnétig strapazert.

In den letzten Jahren hat das BMZ eine Reihe praktischer Maf3hahmen ergriffen, um
die verschiedenen deutschen EZ-Instrumente im Interesse eines funktionsféhigeren Sys-
tems besser miteinander zu verzahnen. Eine der Schlussfolgerungen der DAC-Priifung
lautet, dass das Potenzial fur Effizienzsteigerungen innerhalb der bestehenden Struktur
begrenzt ist. Damit Deutschland den derzeitigen entwicklungspolitischen Herausforde-
rungen wirksam begegnen kann, sind strukturelle Verénderungen unerlasslich. Die
Modernisierung des traditionell zersplitterten deutschen EZ-Systems ist kein neues
Thema und wurde im Laufe der Jahre sowohl innerhalb als auch auf¥erhalb der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit ausgiebig diskutiert.” 3

An anderer Stelle wird im DAC-Prifbericht vermerkt, dass die bisherigen Reformen des
deutschen EZ-Systems in Richtung auf stérkere Orientierung am Bedarf und den Moglich-
keiten der Partnerlander anstelle der immer noch vorherrschenden Ausrichtung an den Inte-
ressen und Kapazitéten der verschiedenen deutschen EZ-Akteure und -Organisationen noch
nicht ausreichen:

» Das gesamte Spektrum deutscher Einrichtungen, die mit ODA-Mitteln arbeiten, ist
weiter gefachert. Bel einer vollstandigeren Darstellung dieses Systems entsteht das Bild
eines "Netzes' von Durchfilhrungsorganisationen, die héufig an unterschiedlichen
Sandorten innerhalb Deutschlands angesiedelt und deren operative Beziehungen un-
tereinander im Allgemeinen nur in begrenztem Umfang festgelegt sind. Die Hauptbe-
standteile dieses Netzes ... umfassen amtliche Stellen (Technische Zusammenarbeit, Fi-
nanzielle Zusammenarbeit, personelle Zusammenarbeit, Wirtschaftliche Zusammenar-
beit) sowie nichtstaatliche Sellen (NROs, politische Siftungen). Insgesamt setzt sich
dieses Netzwerk aus Uber 30 deutschen Entwicklungsinstitutionen zusammen. Dartber
hinaus beteiligen sich auch einige andere Bundesministerien ... sowie die Lander und
Kommunen an der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Aktivitéten der Lander und
der Kommunen vor Ort werden im Allgemeinen ebenfalls Uber die oben erwahnten
Dur chfiihrungsor ganisationen und Einrichtungen abgewickelt.

Frihere DAC-Prfberichte haben ebenso wie die zustdndigen Stellen in Deutschland
selbst auf die Zweckmafiigkeit von Reformen dieses Gesamtsystems hingewiesen, um es
besser den sich verandernden internationalen Erfahrungen anzupassen, organisatori-
sche Uberschneidungen zu vermeiden und die Transaktionskosten zu senken. ... Die
bisher tatséchlich vorgenommenen Reformen sind eher bescheiden. Zu den wichtigsten
seit der letzten DAC-Prifung durchgefiihrten strukturellen Reformen gehéren die Um-
gestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation des BMZ im Jahr 2003 und der 2002
erfolgte Zusammenschluss der beiden im Fortbildungsbereich tatigen Einrichtungen,
der Carl-Duisherg-Gesellschaft (CDG) und der Deutschen Siftung fUr internationale
Entwicklung (DSE), zur Internationalen Weiterbildung und Entwicklung GmbH (In-
WENt). Es wurden auch verstarkte Anstrengungen im Hinblick auf eine bessere Koor-
dinierung der zentralen Einrichtungen des deutschen EZ-Systems unternommen, insbe-
sondere durch die Forderung einer gemeinsamen strategischen Vision aller beteiligten
Sellen und eines starker integrierten organisatorischen Kontexts, vor allemvor Ort.” 82

31 OECD/DAC (2005, 12).
32 Ebenda (2005, 591.).
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Im Einklang mit dem generellen Trend zur Dezentralisierung und den entsprechenden Emp-
fehlungen des DAC-Berichts werden das BMZ und die Durchfiihrungsorganisationen die
Prasenz in den Partnerléndern der Zusammenarbeit weiter verstdrken. Damit findet auch
mehr Koordinierung zwischen dem BMZ und den Durchf iihrungsorganisationen vor Ort im
Partnerland statt. Ob und wann die weitergehende Aufforderung der DAC-Prifer, das deut-
sche EZ-System durch Zusammenfihrung der grof3en Durchfihrungsorganisationen zu
einer Entwicklungsagentur unter dem BMZ effektiver zu machen, umgesetzt werden kann,
bleibt abzuwarten. Eine organisatorische Straffung des deutschen EZ-Systems wére eine
Voraussetzung dafur, dass Deutschland die seinem ODA-Volumen entsprechende Rolle im
Konzert der Geber und gegeniiber den Partnerlandern spielen kann.

Zwischenbilanz: Angesichts der neuen globalen Herausforderungen und der bisher nicht
immer erfolgreichen Entwicklungszusammenarbeit gerade mit den &meren Entwicklungs-
landern geht die internationale Entwicklungszusammenarbeit seit Mitte der 1990er Jahre in
Richtung Effektivitétssteigerung und Wirkungsorientierung durch bessere Koordination der
Geber und Ausrichtung an den Prioritaten der Partnerléander, die ihrerseits mehr Eigenver-
antwortung fur ihre Entwicklungsstrategien tibernehmen miissen.* Als ein generelles Prob-
lem wird eine Vielzahl unkoordinierter Projektaktivitdten einer grofien Zahl von Gebern
angesehen, welche die knappen administrativen Kapazitdten der Partnerlander Gberfordern
und durch Abwerbung qualifizierten Personals fir die parallel zur staatlichen Administrati-
on geschaffenen Projektdurchfihrungseinheiten sogar noch schwachen. Inzwischen haben
sich Geber und Nehmer mit der Paris Deklaration darauf verstandigt, die Entwicklungszu-
sammenarbeit grundlegend neu zu ordnen, indem den Partnerlandern das Steuer in die
Hand gegeben werden soll und die Geber sich dazu verpflichten, mit koordinierten Mal3-
nahmen ganze Sektorstrategien zu unterstiitzen und mit Budgetfinanzierung zur Starkung
der administrativen Kapazitéten der Partnerlander und zu ihrer Befahigung, eigene Ent-
wicklungsprogramme zu planen und zu implementieren, beizutragen.

4 K onsequenzen fir die Entwicklungspolitik der Bundeslander *
4.1 DieRolle der Bundeslander in der neuen internationalen EZ-Architektur

Angesichts der fundamentalen Veranderungen in der internationalen EZ-Architektur mus-
sen die Lander ihre entwicklungspolitischen Aktivitdten neu begriinden und strategischer
ausrichten. Sie durfen die Bemuhungen der Gebergemeinschaft zur Konzentration der Ent-
wicklungszusammenarbeit und Ausrichtung auf Wirkung in enger Partnerschaft mit den
Entwicklungslandern, an denen Deutschland einen erheblichen Anteil hat, nicht durch eige-
ne unkoordinierte Projektangebote unterlaufen. Angesichts der im Sinne der Effektivitéts-
steigerung der Entwicklungszusammenarbeit notwendigen Geberkonzentration (Verringe-
rung der Zahl der Geber, der Projekte, Ausrichtung auf die Partnerléander) passen kleinteili-
ge Projekte der Lander nicht mehr in die internationale EZ-L andschaft. Die Umsetzung der
Paris Deklaration ist ohnehin schwierig, weil neue Geber wie China und Indien, aber auch

33 OECD/ DAC (1996).

34 Der Begriff ,Entwicklungspolitik® bezeichnet die Gesamtaktivitdten der Bundeslander, also auch ent-
wicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit, entwicklungspolitische K ohérenzarbeit, wahrend
» Entwicklungszusammenarbeit” die Aktivitédten mit bzw. in Partnerléndern bezeichnet.
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grof3e private Geber, wie die Gates-Foundation im Gesundheitssektor auf den Plan treten,
die sich nicht an die Paris Deklaration gebunden fihlen und die Motivation der Entwick-
lungslénder untergraben, ihre Eigenverantwortung im Rahmen der neuen Geber-Partner-
beziehungen wahrzunehmen.

Wenn Lander Malnahmen der Entwicklungszusammenarbeit in Entwicklungslandern
durchfthren wollen, missen sie sich wie ale anderen Geber an den Vorgaben fir partner-
schaftliche Entwicklungszusammenarbeit ausrichten, die mit der Paris Deklaration von
2005 und den darin enthaltenen detaillierten Zielvorgaben fur die Umsetzung bis 2010 ein
hohes Mal3 an Verbindlichkeit fir Geber wie Partnerlander erhalten haben. Die Geber ver-
pflichten sich mit der Paris Deklaration® u. a.:

,» die Fuhrungsrolle des Partnerlandes zu respektieren und dazu beizutragen, dessen
Kapaztaten zur Wahrnehmung dieser Funktion zu starken* (Abs. 15, Eigenverantwor-
tung der Partnerlander),

» Soweit wie moglich davon Abstand zu nehmen, spezielle Srukturen fir das Routine-
management bzw. fir die Umsetzung von EZ-finanzierten Projekten und Programmen
zu schaffen (Abs. 21, Partnerausrichtung — bis 2010 soll daher die Zahl paralleler Pro-
jektdurchfihrungseinheiten pro Land um zwei Drittel reduziert werden),

, Sich bei der von ihnen geleisteten Unterstiitzung (sei es in Form von Analysen oder
Finanzhilfen) an den Zielen und Srategien der Partnerlander fir den Kapaztéatsaufbau
zu orientieren, vorhandene Kapazitaten effektiv zu nutzen und ihre Unterstiitzung fur
den Kapaztatsaufbau entsprechend zu harmonisieren (Abs. 24 — bis 2010 sollen daher
die Halfte der Leistungen fir Technische Zusammenarbeit ,, im Rahmen koordinierter
Programme im Einklang mit den nationalen Entwicklungsstrategien der Partnerlander
eingesetzt werden* — Indikator 4),

untereinander enger zusammenzuarbeiten, um die Zahl der Feldmissionen und Redun-
danzen zu verringern (Abs. 32), und entsprechend ihren komparativen Vorteilen (die
von den Partnerlandern beurteilt werden sollen) verstarkt arbeitsteilig vorzugehen, in-
dem je nach komparativen Vorteilen Durchfihrungsaufgaben an federfihrende Geber
Ubertragen werden (Abs. 35, Harmonisierung),

, mit den Partnerléandern zusammenzuarbeiten, um soweit wie moglich deren eigene
ergebnisorientierte Rahmen flr Berichterstattung und Monitoring zu nutzen* (Abs. 45,
ergebni sorientiertes Management);

Partnerlander und Geber verpflichten sich, ,, die beiderseitigen Fortschritte bel der Er-
flllung der im Hinblick auf die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit einge-
gangenen Verpflichtungen, einschliefdlich der Partnerschaftsverpflichtungen, mit Hilfe
vorhandener, zunehmend verlasslicher Mechanismen auf lokaler Ebene gemeinsam zu
evaluieren* (Abs. 50, gegenseitige Rechenschaftspflicht).

35 Erklarung von Paris iiber die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit (Deutsche Ubersetzung

durch den Deutschen Ubersetzungsdienst der OECD), Paris, 19. April 2006.
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Die grol3en bilateralen und multilateralen Geber und die Regierungen der Partnerlander
werden in den kommenden Jahren viel Energie darauf verwenden missen, die Vorgaben
der Paris Deklaration umzusetzen. An diesen Prozessen werden sich die Lander angesichts
ihrer im Vergleich zu den nationalen Gebern geringen zur Verfiigung stehenden Mittel und
begrenzten personellen Prasenz vor Ort kaum beteiligen kdnnen. Sie wollen ja als eigen-
sténdiger Akteur in dem jeweiligen Partnerland auftreten und ihre Zusammenarbeit nicht an
andere grofiere Geber ,,delegieren”. Die Frage stellt sich allerdings, ob fir eine eigenstandi-
ge Rolle der Lander im Rahmen der neuen internationalen Architektur der Entwicklungszu-
sammenarbeit, die auf Geberkonzentration ausgerichtet ist, Uberhaupt noch Platz ist. Heute
geniigt das Angebotsinteresse eines Gebers nicht mehr als Rechtfertigung entwicklungspo-
litischer Projekte und Mal3nahmen. Die L ander muissen nachweisen, auf welchen Bedarf der
Partnerlander ihr spezifisches Angebot passt und inwiefern sie Gber komparative Vorteile
gegenlber anderen und groferen Gebern verfligen. Dies gilt um so mehr, als die Lander
sinnvollerweise nur mit Entwicklungsléandern zusammenarbeiten, deren politisches System
und deren administrative Kapazitdten eine gewisse Garantie fir erfolgreiche Zusammenar-
beit abgeben. In diesen Landern (aid darlings) herrscht aber kein Mangel an Gebern, die
wenigstens ein paar Erfolgsfalle der heimischen Offentlichkeit préasentieren wollen.

Im Prinzip haben die Lander fur die Neuausrichtung ihrer Entwicklungspolitik vier Optio-
nen (nicht als Alternativen zu verstehen, sondern miteinander kombinierbar):

1. Diesauberste Arbeitsteilung mit dem BMZ und den staatlichen Durchf ihrungsorgani sa-
tionen der EZ ergdbe sich, wenn die Lander keine eigenen Entwicklungsprojekte in
Entwicklungslandern durchfihren, sondern sich ganz auf die Inlandsarbeit konzentrier-
ten, also auf entwicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit, Forderung
entwicklungslénderbezogener Forschung und Zusammenarbeit mit der Diaspora. Auch
dann kénnen immer noch einzelne Entwicklungslander durch Ausbildungsmal3nahmen
fur Fach- und Fuhrungskréfte in Deutschland und vor Ort und durch Forderung von
Malinahmen der Zivilgesellschaft oder auch der Kommunen direkt beguinstigt werden.

2. Die Lander kénnen zur deutschen Entwicklungszusammenarbeit mit dem spezifischen
Know-how ihrer Landes- und Kommunalverwaltungen, ihrer Universitéten und For-
schungsinstitutionen und der Privatwirtschaft beitragen, soweit dies vom BMZ und von
den DurchfUhrungsorganisationen gewinscht wird. Lander, die aktiver zur deutschen
Personellen und Technischen Zusammenarbeit beitragen wollen, missten ein aktuelles
Angebotsprofil desinihrem Land fur EZ nutzbaren Wissens zusammenstellen.

3. Bundeslander kénnen eine Partnerschaft mit einem Entwicklungsland oder einer ver-
gleichbaren Gebietskorperschaft in einem grofderen Entwicklungsland eingehen und
damit zur Entstehung langfristiger Beziehungen zwischen den Menschen und Institutio-
nen auf beiden Seiten beitragen. Auf diese Weise kénnen die Lander dazu beitragen,
dass die Entwicklungszusammenarbeit, die sich in Zukunft immer mehr auf der Ebene
der Regierungen abspielen wird und durch den Wegfall des Projektbezugs abstrakter
wird, in den Gesellschaften auf beiden Seiten verankert bleibt.

4. Bundeslander kénnen ihre Zusammenarbeit komplementér zur Orientierung der offi-
ziellen Entwicklungszusammenarbeit auf Armutsorientierung bewusst auf andere Be-
reiche ausrichten, die von den grof3en Gebern bisher vernachlassigt wurden. Die Lander
konnen ihre in der Kulturhoheit begrindet Kompetenz fir Bildungs- und Wissen-
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schaftspolitik verstarkt fur wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit mit Ent-
wicklungsléndern nutzen, also Hochschulpartnerschaften initiieren, Forschungskoopera-
tion verstéarken und die Forschungskooperation um entwicklungsorientierte, auf Tech-
nologietransfer zielende AulRenwirtschaftsférderung ergénzen.

4.2  Entwicklungspolitik der Bundeslander im Inneren

Im Sinne einer effektiven Arbeitsteilung mit der Entwicklungszusammenarbeit des Bundes
sollten die Lander auch in Zukunft das Hauptbetétigungsfeld fur ihre Entwicklungspolitik
in Deutschland sehen. Fur Lander mit relativ kleinen Haushaltsansdtzen fur entwicklungs-
politische Aktivitdten liegt ohnehin eine Konzentration auf die Arbeit im Inneren nahe. Da-
bei geht es zum einen um Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit® und Forderung des entwick-
lungspolitischen Engagements der Zivilgesellschaft, zum andern um die Mobilisierung der
intellektuellen und technologischen Ressourcen des jeweiligen Landes fur die Losung von
Entwicklungslander-Problemen. Der nach wie vor gultige Ministerpras dentenbeschluss
von 1988 nennt in diesem Zusammenhang die Aus- und Fortbildung von Fachkréften aus
den Entwicklungslandern, entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit, ent-
wicklungslénderbezogene Forschung an Hochschulen, wissenschaftliche Zusammenarbeit
sowie Technische Zusammenarbeit einschliellich Entwicklung und Ubertragung angepass-
ter Technologie. Auch im Lichte der neuen Rahmenbedingungen fur Entwicklungszusam-
menarbeit ist das Mandat der Lander fir entwicklungspolitische Aktivitéten in Deutschland
unbestritten.

Auf der Grundlage der Kulturhoheit der Lander kommt ihnen eine Schitsselrolle im Be-
reich des entwicklungspolitischen Lernens an den Schulen und bel der Integration des Bil-
dungsauftrags fur global nachhaltige Entwicklung in die Lehrplane und die Lehrerfortbil-
dung zu. Bund und Lander arbeiten im Rahmen der Bund-Lénder-Kommission fir Bil-
dungsplanung und Forschungsforderung (BLK) gemeinsam an der Umsetzung der Agenda
21 der Rio-Konferenz von 1992 in die Lehrplane der Schulen und anderen Bildungseinrich-
tungen. Mit dem BLK-Programm ,,21* (Bildung fur nachhaltige Entwicklung) wurden an
193 Schulen in 15 Landern neue Lerninhalte und Lernformen entwickelt und erprobt.®
2004 wurde zwischen der Sténdigen Konferenz der Kultusminister der Lander (KMK) und
dem BMZ die Erarbeitung eines ,, Orientierungsrahmens fir den Lernbereich Globale Ent-
wicklung® vereinbart, der im Juni 2007 der Offentlichkeit vorgestellt wurde. Die Lander
und die Bundesregierung beteiligen sich mit diversen Aktionen und Aktionspl&nen an der
Weltdekade der Vereinten Nationen , Bildung fur nachhaltige Entwicklung® 2005-2014.
Damit orientieren sich die konzeptionellen Grundlagen fir die entwicklungspolitische Bil-
dung an den Schulen am Stand der internationalen Debatte um nachhaltige Entwicklung.

36 Gerade auf dem Gebiet der entwicklungspolitischen Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit sieht auch der
DAC-Prifbericht einen erheblichen Verbesserungsbedarf in Deutschland: ,, Die Erfilllung der internatio-
nalen Verpflichtungen setzt breite Unterstiitzung von Seiten des Staats und der Zivilgesellschaft voraus,
unter Einbindung politischer Stiftungen, kirchlicher Organisationen und NRO. Deutschland sollte seine
Offentlichkeitsarbeit neu (iberdenken, um in der Bevolkerung generell fiir ein besseres Verstandnis der
Entwicklungsfragen und -ergebnisse zu sorgen, darunter auch der zu berticksichtigenden Aspekte bei der
Wahl von Abwicklungsmodalitaten, die einer hdheren EZ-Effektivitét férderlich sind.* OECD/DAC
(2005, 13).

37 Deutscher Bundestag (2005, 34 ff.).
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Allerdings wird darauf zu achten sein, dass den entwicklungspolitischen Aspekten der A-
genda 21 im Rahmen der Bildung fur nachhaltige Entwicklung derselbe Raum wie den
Umweltaspekten eingeraumt wird.

Angesichts der grundlegenden Verdnderungen der internationalen EZ-Architektur kommt
auf die entwicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit eine kaum zu unter-
schatzende Aufgabe zu. Sie muss in der Offentlichkeit Verstandnis fir die neuen Formen
der Entwicklungszusammenarbeit wecken und daflr, dass sich Entwicklungszusammenar-
beit nicht mehr so anschaulich wie bisher in Projekten und den dazugehorigen Bildern dar-
stellen 18sst, sondern abstrakter, daftr aber wirkungsvoller wird, wenn Geber und Partner-
lander an einem Strang ziehen und die Partnerléander immer mehr in die Lage versetzt wer-
den, ihre Probleme selbst zu |6sen. Die Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit muss die Griin-
de fir den Paradigmenwechsel in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit erkl&-
ren und wird — hoffentlich — zeigen kénnen, in welcher Weise sich die Ausrichtung auf ge-
nerelle Politikreformen und Kapazitatsentwicklung in den Partnerléndern positiv im Sinne
der Erreichung der MDGs auswirken wird.

Bei der entwicklungspolitischen Bewusstseinshildung spielen Nichtregierungsorgani satio-
nen und birgerschaftliche Initiativen eine wichtige Rolle. Sie erhalten dafir ODA an-
rechenbare finanzielle Unterstiitzung aus den Landeshaushalten. Wenn damit neben den
Aktivitaten im Inland auch kleinere Projekte in Entwicklungslandern geférdert werden,
erscheint dies im Rahmen der neuen internationalen EZ-Architektur vertretbar. In diesen
Falen treten die Lander ja nicht direkt als zusétzliche Geber in Erscheinung, sondern indi-
rekt Uber die Projekte von NROs und burgerschaftlichen Initiativen mit ihren Partnern in
Entwicklungslandern. In dhnlicher Weise lassen sich Partnerschaften deutscher Stadte mit
Stadten in Entwicklungsléndern als Teil der Bewusstseinsbildung Uber die gemeinsame
Verantwortung der Menschen in Industrie- und Entwicklungslandern fir eine nachhaltige
Entwicklung in der einen Welt rechfertigen.

V erbesserungsbeduirftig und ausbauféahig scheint vor allem das Engagement der Lander fur
entwicklungslénderbezogene und entwicklungspolitische Forschung und Lehre an den Uni-
versitéten und Forschungsinstituten zu sein. Zwar rechnen die Lénder gern ihre ODA-
Beitrage durch die kalkulatorischen Studienplatzkosten fir Studierende aus Entwicklungs-
landern hoch, doch sind dies keine haushaltswirksamen Beitrage im eigentlichen Sinne, mit
denen entwicklungspolitische Forschung und Lehre geférdert werden kénnten. Besonders
bedenklich erscheint der Abbau von Lehrstihlen zur Entwicklungslanderforschung, die in
Deutschland ohnehin im Vergleich zu anderen européischen Landern wie Grof3britannien,
Niederlande und Frankreich unterentwickelt ist. Zwar erlaubt die Hochschulautonomie kei-
ne direkte Steuerung ihrer Forschung, aber der allgemeine Trend in Richtung Projektfor-
schung, finanziert aus Drittmitteln, eréffnet den Landern einen gewissen Spielraum fur die
Initiierung bzw. die Verstarkung entwicklungslénderbezogener Forschung. Finanzierungs-
beitrage zu entsprechenden Forschungsprojekten konnen als ODA angerechnet werden.
Insofern sollte es moglich sein, entsprechende Fordermittel aus den Haushaltsansétzen fur
entwicklungspolische Mal3nahmen zu generieren, mit denen die Landesregierungen Anreize
far Universitdten und Forschungseinrichtungen setzen kénnen, dass der Forschung zu ent-
wicklungslénderbezogenen Themen grolReres Gewicht eingeraumt wird.

Die Forderung entwicklungslénderbezogener Forschung kdnnte ein besonders ausbaufdhi-
ger Bereich der Entwicklungszusammenarbeit der Lander sein. Zum einen sind in den meis-
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ten Landern leistungsfahige Hoch- und Fachschulen sowie Forschungsinstitute ansassig, die
in der Lage sind, relevante entwicklungsl@nderbezogener Forschung zu betreiben und aus-
zubauen. Zum anderen kann hier ein wesentlicher AnknUpfungspunkt fir eine intensivere
Zusammenarbeit mit Entwicklungslandern liegen (s. u. Option 4). Durch Hochschulkoope-
ration mit den Partnerlandern eréffnet sich ein weites Feld fir gemeinsame Forschungspro-
jekte in Bereich der Tropenmedizin, der Agrarforschung (Auswirkungen des Klimawan-
dels, Anpassung der Agrarexportprodukte an die Qualitdts- und Gesundheitsstandards in
Europa, Bioenergie etc.), der Forschung und Entwicklung angepasster Technologien (ins-
besondere alternative Energietechnologien), aber auch der sozialwissenschaftlichen Be-
gleitforschung. Angesichts der globalen Herausforderungen des Klimawandels und der
Verknappung strategischer Rohstoffe wird der Bedarf an entwicklungslanderbezogener
Forschung zu den Auswirkungen des Klimawandels und zu nachwachsenden Rohstoffen
immer grof3er. Wenn Deutschland sich hier als Vorreiter an der Forschungsfront présentiert,
wird es auch wieder attraktiver fir die hochbegabten und bestqualifizierten Studenten und
Wissenschaftler, zum Studium oder fir einen Forschungsaufenthalt nach Deutschland zu
kommen. Diese Attraktivitét fir Forscher und Ingenieure aus aller Welt wéare ein wichtiger
Faktor fur die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirt-
schaft.

Ein neuer Weg fir die Entwicklungszusammenarbeit der Lander wird mit der Verknlpfung
von Integrations- und Entwicklungspolitik beschritten, wie sie von Nordrhein-Westfalen in
Angriff genommen wird. Hier liegt eine grof3e Herausforderung: zum einen soll die bisher
vernachlassigte Integration der Zuwanderer durch umfassende Angebote von Sprachunter-
richt sowie Landes- und (Grund-)Rechtskunde aktiv geftrdert werden und zum anderen soll
nach Moglichkeiten gesucht werden, das Potential der Diaspora zu nutzen, a's Briickenbau-
er zur Verbesserung der wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Beziehungen Deutsch-
lands und des jeweiligen Landes zu den Herkunftdandern der auslandischen Mitbewohner
beizutragen. Dafir missen die Kapazitéten der Diasporen und ihre Bereitschaft, sich im
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit ihres Landes zu engagieren, systematisch erfasst
und geeignete K ooperationsformen getestet werden

Auf lange Sicht wird auch Deutschland von der internationalen Vernetzung hochqualifizier-
ter Migranten aus Entwicklungslandern profitieren. Mit fortschreitender Globalisierung
werden sich auch die Arbeitsmérkte weiter 6ffnen, zeitweiliger Aufenthalt von Hochquali-
fizierten erscheint schon heute im Interesse des Anwerbelandes, der internationale Wettbe-
werb um die ,, besten Kopfe* wird sich verscharfen, und die Mobilitét dieser Menschen zwi-
schen ihrem Herkunfts- und dem Gastland wird sich erhéhen.® Angesichts des dramati-
schen Rickgangs der Studierendenzahl in den Ingenieur- und Naturwissenschaften an deut-
schen Universitdten kann die Zuwanderung aus Entwicklungslandern von Studenten und
Lehrpersonal in diesen Fachbereichen eine fur die zukinftige Wettbewerbsféhigkeit der
deutschen Wirtschaft bedrohliche Liicke schlieRen.®* Allerdings werden dafur gerade in
Deutschland noch etliche rechtliche und administrative Hirden fallen missen, ganz abge-
sehen von der Notwendigkeit, bei den Deutschen fur eine weltoffene Haltung und Aufge-

38 Zuwanderung wird auch aus demographischen Griinden weiter zunehmen. Mit steigendem Anteil immer
dlterer Menschen in den alten Industrielandern wird ihr Bedarf an Pflegepersonal aus Entwicklungslénder
zunehmen, und generell werden junge Zuwanderer gebraucht, um die Altersversorgung der aus dem Er-
werbsleben ausgeschiedenen Menschen zu sichern.

39 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMZ (2001).
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schlossenheit gegentiber Zuwanderern zu werben. Dabei kann auch die entwicklungspoli-
tisch sensibilisierte Zivilgesellschaft eine wichtige Rolle spielen, deren entwicklungspoliti-
sche Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit aus den Landesetats gefordert wird und weiterhin
gefordert werden sollte.

Schliefdlich muss sich das entwicklungspolitische Engagement der Lander nicht auf haus-
haltswirksame und ODA anrechenbare Leistungen beschranken. Angesichts fortschreiten-
der wirtschaftlicher Globalisierung wirken sich andere Politiken der Industrielander, insbe-
sondere die Handels-, die Agrar- und die Migrationspolitik immer stérker auf die Entwick-
lungschancen der Entwicklungslander aus. Diese Politiken so zu gestalten, dass sie nicht im
Konflikt, sondern im Einklang mit entwicklungspolitischen Zielen stehen (Politikkoharenz
fur Entwicklung), ist eine Forderung, die bereits seit 1992 im EG-Vertrag verankert ist und
seit 2000 Tell des Zielkatalogs des MDG 8 geworden ist. Im Rahmen ihrer Moglichkeiten
sollten die Lander auf entwicklungspolitische Kohérenz ihrer Politiken mit Auswirkungen
auf Entwicklungsléander hinarbeiten. Dazu mussen die Landes-Entwicklungspolitiker bei
den anderen Ressorts um Verstandnis fir mogliche nachteilige Wirkungen bestimmter Poli-
tiken auf Entwicklungsander werben. Allerdings werden bei den meisten Politiken mit
internationalen Ruckwirkungen wie Handels- und Agrarpolitik die entscheidenden Wei-
chenstellungen auf européischer Ebene vorgenommen. Daran sind die Lander nur sehr indi-
rekt beteiligt. Einen Spielraum fir eigene Koharenzbemihungen haben die Lander vor a-
lem beim offentlichen Beschaffungswesen (Unterstiitzung von nachhaltig wirtschaftenden
Produzenten und fair gehandelten Produkten aus Entwicklungsldndern) und bel der Au-
Benwirtschaftsforderung fur Landesunternehmen (nach den Kriterien fur Umwelt- und
Entwicklungsvertréglichkeit). Einige Lander orientieren sich im Rahmen ihrer Beschaf-
fungspolitik fur die staatlichen Einrichtungen bereits an den Kriterien des fairen Handels
und des nachhaltigen Wirtschaftens. Die Ausgestaltung der Migrations- und der Integrati-
ongpolitik im Sinne der Nutzung der Briickenfunktion der Diasporen zwischen Deutschland
und den Herkunftsléndern ist ein weiterer Bereich fir die Herstellung entwicklungspoliti-
scher Kohérenz.

4.3 Beitrag der Bundeslander zur deutschen Entwicklungszusammenarbeit

Die Lander konnen natrlich direkt zur Personellen und Technischen Zusammenarbeit des
Bundes (in erster Linie BMZ, in zunehmendem Mal3e aber auch andere Ressorts wie AA,
BMU, BMWi, die im Zuge der Bearbeitung globaler Herausforderungen in ihren Feldern
mit Entwicklungslandern direkt zusammenarbeiten) beitragen. Die Landesregierungen und
Verwaltungen der Lander verfligen Uber spezifische Erfahrungen in der politischen Wil-
lensbildung und dezentralen Verwaltung in einem foderalen Staat, die einem Partnerland
als Teil des Angebots an Unterstiitzung zur Kapazitétsentwicklung zur Verfligung gestellt
werden konnen. Landesbeamte sollten dazu motiviert werden, eine Zeitlang im Partnerland
als integrierte Experten die dortige Verwaltung zu unterstiitzen. Angesichts der in vielen
Partnerlandern anstehenden Dezentralisierung ertffnet sich hier ein weites Kooperations-
feld. Bundeslander, die mit einzelnen Entwicklungsléandern bzw. Provinzen in diesen lang-
fristige Partnerschaften unterhalten, kdnnen und sollten ihr Wissen und ihre Kontakte der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit z. B. im Rahmen von Landergesprachen zur Ver-
fligung stellen und damit ggfs. als Tur6ffner fur die Entwicklungszusammenarbeit des
Bundes wirken. Die Lander kdnnen fir mehr Transparenz gegenuber dem BMZ und den
grof3en deutschen Durchfihrungsorganisationen der Entwicklungszusammenarbeit sorgen,
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indem sie das fur EZ-Mal3nahmen verfligbare Angebot an Personal und institutionellen Ka-
pazitdten Ubersichtlich dokumentieren, so dass die deutsche EZ schnell darauf zugreifen
kann.

4.4  Partnerschaften zwischen Bundeslandern und Entwicklungslandern

Eine weitere Option sind langfristig angelegte Partnerschaften mit kleineren Entwicklungs-
landern oder ihren den Landern vergleichbaren Gebietskdrperschaften. So unterhdlt Rhein-
land-Pfalz seit Gber 25 Jahren eine Partnerschaft mit Ruanda, Nordrhein-Westfalen hat seit
1995 als Partnerprovinz Mpumalanga in Stdafrika und ist dabei, eine neue Partnerschaft
mit Ghana aufzubauen. Im Vordergrund derartiger Partnerschaften steht weniger die Durch-
fuhrung umfangreicher EZ-Mal3nahmen a's vielmehr das Knipfen und die Pflege von Be-
ziehungsgeflechten zwischen den Menschen und den verschiedenen gesellschaftlichen In-
stitutionen (Kommunen, Schulen, Hochschulen, NROs, Sportvereinen usw.) auf beiden
Seiten mit dem Ziel des konkreten Erlebens der Lebenswirklichkeit der jeweiligen Partner.
Damit stellen diese Partnerschaften auf alen Ebene eine besonders wirksame Form der
entwicklungspolitischen Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit dar.

Langfristige Partnerschaften sind auch ein stabiler Rahmen fir eine Entwicklungszusam-
menarbeit ,,auf gleicher Augenhohe® nach den Prinzipien der Paris Deklaration.* Wenn
Lander Partnerschaften mit dhnlichen Gebietskorperschaften (ggfs. oder auch mit kleineren
Partnerlandern, wobel sich allerdings das Problem der Abstimmung mit der Geber-
Community dringlicher stellt als auf subnationaler Ebene) eingehen, erwachst ihnen ein
wichtiger komparativer Vorteil gegentiber den grof3en bilateralen und multilateralen Ge-
bern: Sie stehen nicht unter dem Abflussdruck jahrlicher Haushaltmittel, haben daher vie
mehr Zeit und sollten sich die Zeit nehmen, die Partner kennenzulernen, ihren spezifischen
politischen und gesellschaftlichen Kontext zu verstehen und Aktivitdten der personellen
Zusammenarbeit partnerschaftlich zu planen und umzusetzen. Fir langfristige Partnerschaf-
ten spricht, dass sie zur Verankerung der entwicklungspolitischen Verantwortung in
Deutschland beitragen, indem die Probleme der Entwicklungslénder am Beispiel des Part-
nerlandes konkret erfahrbar werden. Dadurch kann entwicklungspolitisches Engagement
der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen mobilisiert werden. Im Partnerland kann das
dauerhafte Engagement eines Landes in Form personeller Zusammenarbeit zur Starkung
einheimischer Verwaltungen und zivilgesellschaftlicher Organisationen beitragen. Auf
kommunaler Ebene kdnnen kommunale Partnerschaften initiiert und geférdert werden.
Hierflr gibt es das spezielle Forderungsprogramm der InWERNt-Servicestelle ,, Kommunen
in der einen Welt"“.

Eine neue Qualitat konnten diese Partnerschaften dadurch erhaten, dass die in einem Bun-
desland anséssigen Immigranten aus den Partnerlandern als Briickenbauer zu ihren Her-
kunftsdandern einbezogen werden. Dank der abnehmenden weltweiten Transport- und
Kommunikationskosten halt ein immer grof3erer Teil der Diaspora in den Industriel&nder-
landern engen Kontakt zu den jeweiligen Herkunftdandern aufrecht. Insbesondere die

40 Dementsprechend heifdt es in den , Leitlinien der Entwicklungszusammenarbeit des Landes Nordrhein-
Westfalen" vom August 2007, dass die Landesregierung ,, im Rahmen ihrer Zusammenarbeit mit Entwick-
lungslandern (...) als Teil der internationalen Gemeinschaft im Geiste der , Paris Declaration’ kooperie-
ren“ werde (S. 5).
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hochqualifizierten Migranten unterhalten neben den familiaren Kontakten professionelle
und kommerzielle Beziehungen mit den Herkunftsléandern. Bisher werden diese Kontakte
von der deutschen Entwicklungszusammenarbeit noch zu wenig genutzt. Hier kdnnen die
Lander eine Vorreiterrolle spielen, indem sie die Mdglichkeiten ausloten, das Wissen und
die Erfahrungen der Menschen aus Entwicklungslandern einerseits fir entwicklungspoliti-
sche Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit im Inland, andererseits fiir die Anbahnung von
Schul-, Hochschul- und Stadtepartnerschaften und fir die Identifizierung moglicher ent-
wicklungspolitischer Projekte zu nutzen. Eine moderne Integrationspolitik akzeptiert die
Menschen aus Entwicklungsléndern als potentielle Briickenbauer zwischen Deutschland
und den Herkunftsléandern und fordert ihre gesellschaftliche Integration in Deutschland,
ohne von ihnen die Aufgabe ihrer kulturellen und sprachlichen Bindungen zu den Her-
kunftslandern zu verlangen.

Solange im Rahmen dieser Partnerschaften das Land sich nicht als staatlicher Geber ver-
steht und keine neuen Parallelstrukturen der Technischen Zusammenarbeit etabliert, son-
dern als Forderer von Partnerschaften seiner Kommunen, Schulen und Hochschulen, zivil-
gesellschaftlichen Organisationen und Initiativen mit entsprechenden Institutionen und Or-
ganisationen im Partnerland agiert, gibt es keinen Konflikt mit der Paris Agenda und dem
Ziel verbesserter Arbeitsteilung zwischen den staatlichen Gebern. Im Gegentell, das Kniip-
fen vidfdtiger personlicher und institutioneller Beziehungen auf dezentraler Ebene zwi-
schen Landern und Partnerregionen in Entwicklungsléandern kann auch zur Entlastung der
zentralen EZ-Institutionen und des BMZ angesichts der zunehmenden Komplexitét interna-
tionaler Beziehungen und immer neuer Herausforderungen im Zuge fortschreitender Globa-
lisierung beitragen. So ergibt sich das Bild eines vielstufigen Beziehungsgeflechts zwischen
Deutschland mit seinen Landern und den Entwicklungsléndern und ihren Regionen und
Kommunen.

Die Lander sollten — dhnlich wie von den nationalen Gebern gefordert — auch untereinander
Arbeitsteilung in der Entwicklungszusammenarbeit praktizieren. So wére es sicher nicht im
Sinne der Paris Deklaration, wenn mehrere Lander parallel eine Partnerschaft mit demsel-
ben Partnerland eingingen. Vielmehr sollte ein Land, das eine langfristige Partnerschaft
unterhdlt, auch die Interessen anderer Lander bzw. ihrer entwicklungspolitischen Akteurein
dem Partnerland vertreten. Voraussetzung dafir, dass diese Form ,delegierter Partner-
schaft” bzw. delegierter Zusammenarbeit funktionieren kann, ist nattirlich ein hohes Mal3
an Transparenz und gegenseitiger Information der Lénder Uber ihre jewelligen Partner-
schaften mit Entwicklungsléndern bzw. ihren Provinzen.

4.5 Bundeslander as Anbieter wissenschaftlich-technol ogischer Zusammenarbeit

Als vierte Option bietet sich eine strategische Ausrichtung der Zusammenarbeit der Lander
mit Entwicklungsldndern entsprechend ihren komparativen Vorteilen an. Die Lander sollten
gezielt Mdglichkeiten fir verstérkte wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit
(WTZ) audloten, wie sie mit anderen Industrielandern und mit Schwellen- bzw. Ankerlan-
dern tblich ist.* Angesichts der vielfaltigen Herausforderungen, denen sich Entwicklungs-

41 Unbestrittenes Kompetenzfeld der Bundesdnder ist die Bildungs- und Wissenschaftspolitik unter dem
Dach der mit der Foderalismusreform von 2006 bekréftigten Kulturhoheit der Lander. Zwar ist die Kom-
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lander im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung und des beschleunigten Klimawandels
gegenubersehen, besteht ein zunehmender Bedarf an anwendungsorientierter Forschung
und Politikberatung, den die Lander mit Universitétspartnerschaften, Wissenschaftleraus-
tausch und gemeinsamen Studiengéngen und Forschungsprogrammen zur Bewaltigung der
globalen Herausforderungen bedienen sollten.

Fur eine Konzentration der Lander auf wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit
spricht der Bedarf auf Seiten der Partnerléander und die relative Vernachlassigung der Uni-
versitéten und der tertidren Bildung durch die internationale Entwicklungszusammenarbeit
bis in jingste Zeit. In vielen Entwicklungslandern, insbesondere in Afrika, weist die Leis-
tungsfahigkeit der Universitdten und Forschungsei nrichtungen und die Innovationskapazitat
der nationalen Unternehmen erhebliche Defizite auf, der Nachholbedarf der afrikanischen
Universitdten und Forschungseinrichtungen, um an das internationale Forschungsniveau
anschliefen zu konnen, ist sehr groR.** Bereits seit einigen Jahren weist die Weltbank dar-
auf hin, dass die Geber zu lange die tertidre (universitare) Bildung und die Forderung der
Forschungskapazitéten in Entwicklungslandern zugunsten der Foérderung der Primarschul-
bildung vernachlassigt hatten.”® Universitare Aushildung wurde als Elitenforderung fir
nicht geeignet zur Forderung aus EZ-Mitteln angesehen, doch inzwischen wird sichtbar,
wie sehr die Vernachlassigung der tertiaren Bildung und der Forschungskapazitéten vor
allem der afrikanischen Universitdten die Fahigkeit der davon betroffenen Entwicklungs-
lander beeintrachtigt, ihre Probleme mit den eigenen intellektuellen Kapazitéten zu bewal-
tigen und ihre Produkte und Dienstleistungen auf den globalisierten Méarkten wettbewerbs-
fahig zu positionieren. In der Vernachlassigung der tertiéren Bildung und der Universitéten
as Kristallisationspunkte fir die Ausbildung nationaler Identitdt und motivierender Leitbil-
der fUr die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung des Landes durch die Geber
vor alem in den Zeiten der Strukturanpassung wahrend der 1980er und 1990er Jahre wird
eine wesentliche Ursache fur das wirtschaftliche Zurlickbleiben der Lénder Subsahara-
Afrikas geschen.*

Insofern kénnen die Lander mit einem umfassenden Angebot an Wissenschaftskooperation,
Universitatspartnerschaften, gemeinsamen Forschungsprojekten und Ausbildungsprogram-
men einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Voraussetzungen fur den Anschluss

petenz fir Forschungspolitik zwischen Bund und Léandern geteilt, doch angesichts der hochdifferenzierten
Universitéts- und Forschungslandschaft in Deutschland erscheint es durchaus vertretbar, wenn sich die
Lander nach auf¥en hin mit ihren jeweiligen Forschungs- und L ehrangeboten sowie mit dem Technologie-
angebot der Privatwirtschaft in ihrem Land prasentieren. Jedes Bundesland wird einige fur Entwicklungs-
lander besonders relevante Cluster seiner Forschungslandschaft und des Technologieangebots seiner Un-
ternehmen benennen kdnnen und nach geeigneten Partnern in Entwicklungsléandern suchen.

42 Vgl. Miiller (2006, 27).

43 So ruft die Weltbank die Geber zur Revitalisierung der afrikanischen Universitéten auf, see World Bank
(2000). Auch &mere Entwicklungdander brauchen (hoch-)qualifizierte Arbeitskréfte, Ingenieure und
Manager, um die groRen Herausforderungen zu bewéltigen, denen sich alle gegeniibersehen und um die
internationale Wettbewerbsfahigkeit ihre Wirtschaft zu verbessern. Dies gilt fir alle Sektoren, die Land-
wirtschaft nicht weniger als die Industrie und den Dienstleistungssektor. Das Schlagwort von der Wis-
sensgesellschaft bzw. der knowledge economy bezeichnet den zentralen Stellenwert von Universitéten und
tertiérer Bildung. Die Geber sind dabei, die zu starke Konzentration auf Primarschulbildung zugunsten
eines holistischen Ansatzes zu korrigieren, in dem alen Qualifikationsniveaus und den entsprechenden
Bildungseinrichtungen so geférdert werden, wie es einer Wirtschaft im globalen Wettbewerb entspricht.
Vgl. auch: Wissenschaftlicher Beirat beim BMZ (2001).

44 Vgl. Ogbu (2006).
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der weniger entwickelten Entwicklungslander an die globale Wissensgesellschaft |eisten.
Die Lénder konnten als Vermittlungsagenturen der in ihrem Lande vorhandenen wissen-
schaftlichen und technol ogischen Kapazitéten (einschliefdlich derjenigen von Unternehmen)
eine komplementére Rolle zur Entwicklungszusammenarbeit des Bundes spielen, in der die
wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit bislang noch eine untergeordnete Rolle
spielt. Dies koénnte sich allerdings bald andern. Das BMZ bereitet ein Positionspapier zu
» Wissen fur Entwicklung” vor, BMZ und Bundesministerium fir Bildung und Forschung
(BMBF) wollen sich in Zukunft enger Uber ihre wissenschaftlich-technologische Zusam-
menarbeit mit Schwellen- und Ankerléandern abstimmen, und am 20. Februar 2008 verab-
schiedete die Bundesregierung eine neue Internationalisierungsstrategie fur den For-
schungs- und Innovationsstandort Deutschland, in der auch die Wichtigkeit vertiefter wis-
senschaftlich-technol ogischer Kooperation mit Entwicklungslandern betont wird.* Insofern
mussen sich die Lander als Anbieter wissenschaftlich-technologischer Kooperation mit
Entwicklungslandern moglichst bald gegentiber dem BMBF und dem BMZ positionieren
und auf eine effektive Kooperation und Arbeitsteilung zwischen Bundes- und Landesebene
hinarbeiten. Dabei kann ein gesunder Wettbewerb zwischen den Landern zur Qualitétsver-
besserung des Angebots an Wissenschafts- und Technol ogiekooperation beitragen.

Das Angebot der Lander an wissenschaftlich-technologischer Zusammenarbeit kann sich
aus drei Komponenten zusammensetzen:

45 (i) Die Strategie der Bundesregierung zur Internationalisierung von Wissenschaft und Forschung wird
im kontinuierlichen internationalen Vergleich jeweils das beste Wissen, die optimalen Srukturen und die
zielfihrenden Prozesse identifizieren und fiir den Wissenschaftsstandort Deutschland nutzbar machen. Se
soll sowohl Leitfaden als auch Ausgangsbasis fir die Kooperation von Akteuren des deutschen Wissen-
schafts- und Innovationssystems sein, die Aufgaben und Missionen der deutschen Wissenschafts-, For-
schungs- und Mittlerorganisationen im internationalen Umfeld durch verbesserte Abstimmung und ver-
stérkten Informationsaustausch in ihren Zielen und Wirkungen unter stiitzen und damit bislang nicht aus-
reichend genutzte Synergien erschlief3en.

(ii) Die Srategie zur Internationalisierung von Wissenschaft und Forschung gibt Antworten der Bundes-
regierung auf die Herausforderungen des globalen Wettbewerbs an unser Wissenschafts- und Innovati-
onssystem. Die vier prioritaren Ziele der Strategie sind:

1. Die Forschungszusammenarbeit mit den weltweit Besten starken: Deutsche Forscherinnen und For-
scher missen in Zukunft noch enger mit den innovativsten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
und mit den weltweit besten Forschergruppen zusammenarbeiten. Gleichzeitig soll Deutschland zu einer
ersten Adresse fir die besten Forscherinnen, Forscher und Sudierenden aus aller Welt werden.

2. Innovationspotenziale international erschlief?en: Deutsche Unternehmen missen sich die fihrenden
und neu entstehenden Hightech-Standorte und die kreativsten F& E-Zentren der Welt als Partner sichern.
Damit stérken wir den Innovationsstandort Deutschland und machen ihn fiir F& Eintensive Unternehmen
noch attraktiver.

3. Die Zusammenarbeit mit Entwicklungslandern in Bildung, Forschung und Entwicklung nachhaltig
stérken: Damit in den Entwicklungslandern Afrikas, Lateinamerikas und Asiens moderne Hochschulbil-
dungs-, Forschungs- und Innovationssysteme entstehen bzw. gestarkt werden und damit gleichzeitig bes-
sere Voraussetzungen fiir eine engere Wissenschaftskooperation mit zukiinftigen neuen Wi ssenschafts-
und Wirtschaftszentren entstehen, werden kinftig die wissenschaftlichtechnologische Zusammenarbeit
und die Entwicklungszusammenar beit besser aufeinander abgestimmit. Dies ist auch ein wichtiger Beitrag
zur wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung dieser Lander sowie zur weltweiten Bekamp-
fung der Armut und L6sung anderer globaler Herausforderungen.

4. International Verantwortung Ubernehmen und globale Herausforderungen bewaltigen: Deutschland
wird mit seinen Forschungs- und Innovationspotenzialen zur Lésung der globalen Klima-, Ressourcen-,
Gesundheits-, Scherheits- und Migrationsherausforderungen beitragen. Deutschland kann so nicht nur
seine wissenschaftspolitischen, sondern auch seine auf3en- und entwicklungspolitischen Ziele glaubhaft
vertreten. (BMBF 2008, 5f.).
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Jedes Bundesland kann auf der Grundlage seiner Universitéts- und Forschungsland-
schaft ein spezielles Kooperationsangebot an ein Partnerland (oder an mehrere Partner-
lander) zusammenstellen und gleichzeitig die eigenen Universitdten und Forschungsein-
richtungen dazu motivieren, die Probleme des Partnerlandes zum Gegenstand ihrer For-
schung (und Lehre) zu machen und nach Ansatzpunkten und Partnern fur Forschungs-
kooperation mit dem Partnerland zu suchen. Zur besseren Fundierung ihrer wissen-
schaftlich-technologischen Zusammenarbeit mit Entwicklungslandern sollten die Lan-
der eine Bestandsaufnahme der entwicklungslanderbezogenen Forschung an ihren
Hochschulen und Forschungseinrichtungen vornehmen, um daraus einen Forschungs-
K ooperationsfihrer zur Information potentieller Kooperationspartner in Entwicklungs-
landern zu entwickeln. Bislang entstand die Zusammenarbeit deutscher Universitéten
und wissenschaftlicher Institute in der Regel eher zuféllig durch personliches Engage-
ment einzelner Hochschullehrer und Wissenschaftler, die sich im Rahmen von Fach-
kréfteaustauschprogrammen oder Feldforschung in den Entwicklungslandern aufgehal -
ten haben. Sinnvoll wére es jedoch, spezielle Forderprogramme zum systematischen
Aufbau von Partnerschaften mit Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen in
den Entwicklungsléandern aufzulegen. Wissenschaftlich-technologische Zusammenar-
beit mit Entwicklungsldndern wird zwar auch auf Bundesebene vom BMBF und in Zu-
kunft wieder verstérkt vom BMZ betrieben, doch angesichts der Vielfalt und Differen-
ziertheit der deutschen Forschungslandschaft kann jedes Bundesland sein spezifisches
Angebotsprofil présentieren. Wissenschaftliche Kooperation mit Partnereinrichtungen
in Entwicklungsléandern kann auch dazu beitragen, dass die Hochschulen und wissen-
schaftlichen Institute in den Landern ihr eigenes Profil scharfen, z. B. durch gemeinsam
mit Partnerinstitutionen aufzubauende Exzellenzzentren, in denen international aner-
kannte Studiengange absolviert werden und entwicklungspolitisch relevante For-
schungsprojekte durchgefihrt werden kénnen.

Die Lander beanspruchen traditionell ein Mandat und Kompetenz im Bereich Aul3en-
wirtschaftsforderung fur die im Lande ansassigen Wirtschaftsunternehmen. Sie kénnen
auf dieser Grundlage in den Partnerlandern als Technologievermittler agieren und Un-
ternehmen ihres Landes dazu motivieren, ihre Technologien und Probleml dsungskom-
petenzen in Entwicklungsléndern, z. B. zu regenerativen Technologien, zu den Auswir-
kungen des Klimawandels oder zu den Einsatzmoglichkeiten von Hightech unter Ent-
wicklungsl@nderbedingungen zu vermarkten. Wenn die wissenschaftlich-technol ogische
Zusammenarbeit zur Umsetzung von Forschungsergebnissen in Pilotvorhaben in dem
Partnerland fuhrt, kann dies auch aus Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit finan-
ziert werden.

Schliefdlich erdffnet sich eine weitere Perspektive, indem die im Lande ansassigen
Migranten aus dem Partnerland bzw. den Partnerlandern in die wirtschaftliche, die wis-
senschaftliche Zusammenarbeit und die Entwicklungszusammenarbeit einbezogen wer-
den. Hochqualifizierte Migranten haben ihr Land nicht selten verlassen, weil die Bedin-
gungen an den nationalen Universitéten fur effektive Forschung und Lehre zu unglinstig
waren. Diese Migranten konnten im Rahmen von Projekten zur Verbesserung der Ka-
pazitaten fur Forschung und Lehre in ihren Herkunftsléndern eine wichtige Rolle spie-
len und damit einem Ubermé&l3igen Braindrain entgegenwirken. Auslandische Studieren-
de wiederum, die ihre Ausbildung an deutschen Hochschulen erfolgreich abschlief3en,
schieben die Rickkehr in ihre Lander auf, weil sie dort nach langem Auslandsaufenthalt
und auf der hier erreichten Qualifikationsstufe keine realistische Berufsperspektive
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mehr sehen. Hier liegt wertvolles Potenzial brach, das insbesondere Unternehmen, die
sich in den Entwicklungslandern engagieren wollen, durch das Angebot von Praktika an
diese Studierenden nutzen kénnen. Mit Hilfe dieser mit der Arbeitskultur hiesiger Un-
ternehmen vertrauten Fachkrafte konnen dann deutsche Unternehmen ihre Niederlas-
sungen in Entwicklungslandern erfolgreich betreiben.

4.6  Einneues Leithild fir eine zukunftsorientierte Entwicklungspolitik der
Bundeslander

Der Verweis auf den Paradigmenwechsel in der internationalen Entwicklungszusammenar-
beit und die kritische Beurteilung der komplexen deutschen EZ-Institutionenlandschaft
durch die DAC-Prifer soll die Lander nattirlich nicht davon abhalten, ihre spezifische Rolle
in der deutschen Entwicklungspolitik zu spielen und nach Mdglichkeit ihre ODA-
Leistungen im Einklang mit der international generell geforderten Anhebung der ODA-
Quote zu steigern.*® Dazu bedarf es offenbar eines neuen politischen Impulses, der die Lan-
desregierungen an ihre Mitverantwortung fur die globale Zukunftssicherung (Agenda 21)
erinnert und ihr entwicklungspolitisches Engagement in die sich herausbildende EZ-
Architektur einordnet.

Neben ihrer Mitverantwortung fur die globale Zukunftssicherung kénnen die Lander mit
ihrer Entwicklungszusammenarbeit aber auch Eigeninteressen verbinden. Zwar gibt es in
einer offenen Weltwirtschaft keine einfache Ursache-Wirkungsbeziehung zwischen den
Leistungen der Entwicklungszusammenarbeit eines Gebers und dem wirtschaftlichen Nut-
zen, den seine Wirtschaft aus der wirtschaftlichen Dynamik des Empféangerlandes ziehen
kann (dies gilt insbesondere bei zunehmender Lieferaufbindung der Hilfe), doch ist der
Goodwill, den ein Geber mit seinem Engagement in den Partnerlandern erzeugen kann,
nicht zu unterschétzen. Die Lander sollten nach ihren Méglichkeiten zum positiven Image
beitragen, das Deutschland als zuverlassiger und leistungsfahiger Partner in der Entwick-
lungswelt hat und das neben der technologischen Kapazitét der Unternehmen beruhenden
Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft eine wesentliche Voraussetzung fir ihre
weltweiten Exporterfolge ist. Uber die kommerziellen Interessen hinaus konnen die Lander
mit ihrer Entwicklungszusammenarbeit ein Eigeninteresse in der Weise verbinden, dass sie
nicht nur zur Internationalisierung der eigenen Wirtschaft, insbesondere der kleineren und
mittleren Unternehmen, beitragen kann, sondern auch zur Internationalisierung der Hoch-
schulen, Fachschulen und Forschungseinrichtungen, die Deutschland wieder attraktiv fir
auslandische Studierende und fir internationale Forschungskooperation werden l&sst. An-
gesichts der zunehmenden Bedeutung von Wissen und Innovation fir die internationale
Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen und angesichts der groRen Wachstumspotentiale
der Entwicklungslander sollte sich die Beschaftigung der deutschen Universitéten, For-
schungseinrichtungen und innovativen Unternehmen mit entwicklungsl@nderspezifischen
Problemen und Probleml 6sungen friher oder spater auch wirtschaftlich auszahlen.

46 Das bedeutet natiirlich nicht, dass die Bundeslander ihrerseits eine ODA-Quote von 0,7 % des Landesein-
kommens anstreben missten. Die ist eine Bundesaufgabe. Wenn aber die Gewichte zwischen Bund und
Landern, zwischen EZ mit Entwicklungsldndern vor Ort und entwicklungspolitischer Inlandsarbeit &hn-
lich wie bisher verteilt bleiben sollen, missten auch die Lander ihre ODA anrechenbaren Leistungen bis
zum Jahr 2015 kontinuierlich anheben.
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Auch die Landesverwaltungen kdnnen von der Entwicklungszusammenarbeit kreative Im-
pulse erhaten. Durch zeitweilige Abordnung zu den Verwaltungen der Partnerlénder und
wechselseitigen Personalaustausch erwerben die Landesbediensteten interkulturelle Kom-
petenzen, sehen ihre Téatigkeit aus einer neuen Perspektive und kommen womdglich mit
neuen Ideen fUr den eigenen Tétigkeitsbereich zurtick. Auf3erdem wird die Téatigkeit in den
Landesverwaltungen attraktiver, wenn es die Moglichkeit eines zeitweiligen Auslandsein-
satzes im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit gibt. Schliefdlich kann die Entwick-
lungszusammenarbeit eine wichtige Rolle in der Integrationspolitik der Léander spielen,
indem die Mitwirkung der Diaspora as Brickenbauer zu den Herkunftsléndern gesucht
wird.

Wenn ein neuer Ministerpréasidentenbeschluss dazu dienen soll, der Entwicklungspolitik der
Lander einen neuen Schub zu verleihen, muss ihr entwicklungspolitisches Mandat mog-
lichst plausibel fir die Offentlichkeit und die Parlamente begriindet werden. Ein neuer Mi-
nisterprasidentenbeschluss darf das bisherige Mandat von 1988 nicht einfach ausweiten,
sondern muss eine strategische Ausrichtung der Entwicklungspolitik der Lander auf der
Grundlage ihrer spezifischen Angebotskapazitdten und im Hinblick auf eine effektive Er-
ganzung bzw. Arbeitsteilung zur Entwicklungspolitik des Bundes beférdern. Nicht jede
Mal3nahme der Entwicklungszusammenarbeit rechtfertigt sich heute von selbst.

Angesichts der grof3en Heterogenitét der Entwicklungspolitik der Lander sowohl beim Um-
fang as auch bei der Art der Leistungen stellt sich die Frage, ob sich fir ihre Entwick-
lungspolitik bei aller Unterschiedlichkeit doch eine gemeinsame Kernaufgabe formulieren
lasst, die mehr besagt, als dass die Lander einen Beitrag zur Erreichung der MDGs leisten
wollen. Ein Vorschlag fur ein Leitbild bzw. Mandat, dem sich alle Lander in ihrer Entwick-
lungspolitik verpflichtet fuhlen konnten, ware: , Wissen fur nachhaltige Entwicklung
weltweit mobilisieren”. Damit wirden die Lander ihre Kernkompetenz fur Bildung und
Wissenschaft zur Grundlage und zum Ansatzpunkt ihrer Entwicklungspolitik machen, und
die entwicklungspolitischen Aktivitdten in Deutschland wie in Entwicklungsléndern lief3en
sich unter dasselbe Leitbild bzw. Mandat subsumieren. Mit dem Begriff ,, Wissensmobili-
sierung“ wirden die Lander gleichzeitig die Komplementaritét zur Entwicklungszusam-
menarbeit der Bundesrepublik Deutschland unterstreichen. Bei der Entwicklungspolitik der
Lander steht eben nicht die Mobilisierung moglichst grof3er finanzieller Leistungen im
Vordergrund (ODA-Quote), sondern die Schaffung und Verbreitung von Wissen Uber Ent-
wicklungslénder und die globalen Herausforderungen (Entwicklungsforschung, Umwelt-
und Klimaforschung) in Deutschland auf der einen und die wissenschaftlich-technol ogische
Zusammenarbeit mit Entwicklungslandern im Hinblick auf die Verbesserung ihrer Kapazi-
téten, in Zukunft als gleichberechtigte Partner im internationalen Forschungs- und Innova-
tionssystem zu agieren, auf der anderen Seite.

Fir die entwicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit im Inneren ware mit
» Wissensmobilisierung fur weltweit nachhaltige Entwicklung® ein préziseres Ziel formu-
liert als die reine Information Uber die Lage der Entwicklungslander und die globalen Her-
ausforderungen fur die Menschheit, das Ziel wére eben auch, die Menschen in Deutschland
zur Uberprifung von Konsummustern und wirtschaftlichem Handeln im Hinblick auf
weltweite Nachhaltigkeit zu bewegen (dieses Ziel war bereits in der Agenda 21 enthalten,
ist aber seither in Vergessenheit geraten). Der entwicklungspolitische Bildungsauftrag nach
Innen wird von der Paris Deklaration natiirlich nicht bertihrt und sollte von den Landern in
Zukunft mit noch gréfl3erer Betonung der Resultate verfolgt werden.
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Auch die Einbeziehung der Diasporain die Entwicklungspolitik der Lander lief3e sich unter
das Leitbild der Wissensmobilisierung einordnen. Diaspora-Arbeit bedeutet zum einen, das
Wissen der Diaspora fir entwicklungspolitische Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit im
Inneren zu nutzen, und zum anderen, ihr in Deutschland erworbenes technisch-organi satori-
sches Wissen fur Entwicklungsprojekte in den Herkunftddndern zu ,,mobilisieren*. Das
Leitbild der , Wissensmobilisierung” deckt aber noch weitergehend auch das Engagement
von Landern zur Verbesserung der Voraussetzung der Universitéten und Forschungsein-
richtungen der Partnerlander fur exzellente Forschung und moderne Lehre ab. Wirden die
Lander ihre Entwicklungszusammenarbeit auf dieses Ziel hin orientieren, aso auf , Wis-
sensmobilisierung” im Partnerland durch Verbesserung der Leistungsfahigkeit der Univer-
sitéten und Forschungseinrichtungen, und damit Erfolg haben (im Zusammenwirken mit
anderen Gebern wie der Weltbank), dann konnten sie damit auch einen Beitrag zur Verrin-
gerung des Braindrain in Zukunft leisten. Statt Braindrain wirde Braincirculation moti-
viert und damit die immer engere Verknupfung der Universitdts- und Forschungssystemein
Deutschland und in den Partnerlandern vorangetrieben. Viele hochqualifizierte Migranten
sind ja auch deswegen nach Europa gekommen, weil sie in Afrika fur ihre Qualifikationen
keinen sinnvollen Einsatz gefunden haben, weil die Universitéten und Forschungseinrich-
tungen in einem schlechten Zustand sind und keine Moglichkeiten bieten, Forschung und
Lehre auf internationalem Niveau zu betreiben.
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundesldnder

Beschliisse der Minister prasidenten zur Entwicklungszusammenar beit der L ander

Beschluss der Minister prasidentenkonferenz vom 3./4. Mai 1962

Die Ministerprasidenten haben am 26. Januar 1961 anerkannt, dass die Entwicklungspoli-
tik Aufgabe des Bundes ist. Sie haben die Bereitschaft der Lander erklért, im Rahmen ih-
rer Zustandigkeit und ihrer Mdglichkeiten an der Entwicklungshilfe mitzuwirken. Von
diesen Grundgedanken ausgehend hat die von den Ministerprasidenten eingesetzte Lan-
derkommission die Frage der Zusammenarbeit zwischen Bund und Landern ertrtert und
mit dem Bund dartber verhandelt. Auf Grund dieser Beratungen fassen die Ministerprasi-
denten folgenden Beschluss:

1. Die Ministerprésidenten gehen davon aus, dass die Durchfiihrung von Entwicklungs-
hilfemal3nahmen im Ausland grundsétzlich Sache des Bundes ist. Die Lander werden
im Rahmen der Entwicklungspolitik des Bundes und nach Abstimmung mit dem Bund
technische Hilfe, insbesondere Bildungs- und Ausbildungshilfe, in Entwicklungslan-
dern leisten, wobel der Bund nach auf3en als Trager der deutschen Entwicklungshilfe
in Erscheinung treten wird.

2. Die Ministerprasidenten halten im Hinblick auf den von den Léandern erwarteten Bei-
trag eine enge Zusammenarbeit von Bund und Léandern fir erforderlich. Dazu gehort
auch, dass sie Uber die Grundlinien der Entwicklungspolitik des Bundes und seine
Mal3nahme auf den Gebiet der Kapitalhilfe und der handel spolitischen Hilfe, vor allem
auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbildungshilfe, durch die zusténdigen Bundes-
stellen, insbesondere den Bundesminister fir wirtschaftliche Zusammenarbeit, laufend
und umfassend unterrichtet werden.

3. Grundsétzliche Fragen der Zusammenarbeit werden in der Landerkommission fir
Entwicklungshilfe behandelt. Fur die laufende Zusammenarbeit zwischen Bund und
Léndern regen die Ministerprésidenten an, beim Bundesministerium fur wirtschaftli-
che Zusammenarbeit einen ,, L anderausschuss Entwicklungshilfe® zu bilden.

4. Die Lander sind bereit, bei der Errichtung von landerkundlichen Informationszentren
und einer Zentralstelle fur die Berufsforderung mitzuwirken. Die Frage des Standorts,
der Gebietsabgrenzung und der organisatorischen Gestaltung muss der Abstimmung
der Lander untereinander und mit dem Bund Uberlassen bleiben. In diesen Zusammen-
hang wird die Zielsetzung der Deutschen Stiftung fur Entwicklungslander grundsétz-
lich begruf3t.

5. Die Ministerprasidenten messen der Arbeit auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbil-
dungshilfe besondere Bedeutung bei. Die Lander werden geeignete Personen fir diese
Aufgaben bereitstellen. Im einzelnen sollen die in der Anlage enthaltenen Grundsétze
angewandt werden.

Anlage
Grundsétze fur die Arbeit der Lander auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbildungshilfe.

1. Bei der Bereitstellung von Personal fur die Aufgaben der Entwicklungshilfe soll fol-
gendes beachtet werden:
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. Die Lander stellen fur die Abordnung und Beurlaubung von &ffentlichen Be-
diensteten in den Landerhaushalten Leerstellen in dem erforderlichen Umfang
bereit, um den in das Ausland entsandten Kraften nach Erflllung ihres Auftra-
ges die Ruckkehr in ihr ates Dienstverhéltnis zu ermdglichen. Dabel gehen die
Lander davon aus, dss im Regelfall die Beziige der im Rahmen von Bundes-
mal3nahmen entsandten Personen fir die Zeit der Tétigkeit im Ausland in vol-
ler Hohe vom Bund getragen werden.

Bundes- und Landesbeamte sollen gleich behandelt werden. Hierfir sind tber-
einstimmende Richtlinien zu erarbeiten.

. Fur nicht im 6ffentlichen Dienst stehende Personen sollen die mit ihrer Inan-
spruchnahme zusammenhangenden Fragen einheitlich geregelt werden.

" Damit die Lander die von ihnen erwarteten Beitrage personeller Art zeitgerecht
erfullen kénnen, ist eine moglichst frihzeitige Information der Lander Gber die
vom Bund geplanten Mal3nahmen und den sich daraus fur die Lander ergeben-
den Personalbedarf erforderlich.

Die Lander fordern Angehorige von Entwicklungsléandern, die zur Ausbildung in die
Bundesrepublik kommen.

Bei Praktikanten, die von den Landern eingeladen und auf ihre Kosten ausgebildet
werden, werden die Lander sich hinsichtlich der Wahl des Entsendungslandes und
der AusbildungsmalZnahmen mit dem Bund abstimmen. Auch freie (nicht Uber Re-
gierungsvereinbarung hereingekommene) Praktikanten kénnen mit Landesmitteln
gefordert werden. Fir Praktikanten, die vom Bund eingeladen werden, sollte der
Bund die gesamten Unterhaltungs-, Ausbildungs- und Betreuungskosten tragen . Bei
der Auswahl von Praktikanten sollte nach strengeren Grundsétzen als bisher verfah-
ren und fUr eine bessere Sprachausbildung gesorgt werden.

Zuschussleistungen der Lander an forderungswirdige Organisationen, die sich der
Praktikanten- und Studentenbetreuung wie auch der sonstigen Pflege der menschli-
chen Kontakte zu den im Inland weilenden Angehdrigen der Entwicklungslander
widmen, sollen unter den Landern koordiniert werden.
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Beschlussder Minister préasidenten der Lander vom 28. Oktober 1988

1. Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsléandern hat eine zunehmende wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Bedeutung erhalten.

Die Lander haben - unbeschadet der grundsétzlichen Zusténdigkeit des Bundes auf
dem Gebiet der Entwicklungspolitik - mit ihren vielfétigen Leistungen einen wichti-
gen Beitrag zum Auf- und Ausbau der Beziehungen zu den Entwicklungsléndern ge-
leistet.

Die Ministerprasidenten sehen in den Beziehungen zwischen den Industrie- und Ent-
wicklungsléndern einen wichtigen Teil einer auf internationale Zusammenarbeit aus-
gerichteten Politik. Die Ausweitung und Vertiefung dieser Politik liegt im Interesse
beider Seiten. Sie ist allerdings wachsenden qualitativen und quantitativen Herausfor-
derungen ausgesetzt.

Trotz weltweiter Anstrengungen hat sich die Lage einer groferen Zahl von Entwick-
lungsléndern in den letzten Jahren verschlechtert. Internationale Verschuldung, Bud-
getdefizite, Inflation, wachsende Armut, zunehmende Schadigungen der Umwelt, und
die nicht ausreichende Leistungsfahigkeit staatlicher Einrichtungen sind hierfir Ursa-
che und Folge zugleich. Der Abstand vieler Entwicklungslander zu den Industrienatio-
nen hat sich vergrof3ert. Die Ministerprasidenten fordern die Bundesregierung und die
Europédischen Gemeinschaften auf, gemeinsam mit den Entwicklungslandern Vor-
schlage fur einen nachhaltigen Ausbau ihrer Beziehungen zu erarbeiten und dabei ge-
eignete Rahmenbedingungen fir eine Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung der Lander der Dritten Welt zu schaffen.

Die Lander sind bereit - im Rahmen ihrer verfassungsmalligen Zusténdigkeiten und
Maoglichkeiten - in Abstimmung mit der Bundesregierung ihren Beitrag zur Ldsung
aktueller Probleme des Nord-Sid-Verhdtnisses zu leisten. Die Ministerprésidenten
bekréftigen ihre Bereitschaft zur Fortsetzung der partnerschaftlichen Zusammenarbeit
mit den Entwicklungsléandern auf der Grundlage ihrer Beschlisse vom 03./04. Mai
1962 und 26.-28. Oktober 1977.

2. Die Ministerprasidenten sehen die Schwerpunkte der Mitarbeit der Lander in der Ent-
wicklungszusammenarbeit auch weiterhin in der Forderung der
. Aus- und Fortbildung von Fachkraften vor Ort und im Inland
. Personellen Hilfe
= Durchfuhrung von Projekten in Entwicklungslandern
. Entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit

Sie betrachten diese Malinahmen als wichtigen Beitrag fir eine eigenstandige Ent-
wicklung der Léander der Dritten Welt und die Moglichkeit der verstarkten Teilnahme
am Welthandel.

Im Hinblick auf die weltweit veranderten 6konomischen und sozialen Gegebenheiten
halten die Ministerprasidenten eine Ausweitung der Zusammenarbeit der Lander der
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Bundesrepublik Deutschland mit den Entwicklungslandern auf folgenden Gebieten fir
geboten:

e Zusammenarbeit im Bildungswesen einschliefdich:

e Berufliche Bildung

e Wissenschaftliche Zusammenarbeit

e Entwicklungslénderbezogene Forschung an Hochschulen

e Technische Zusammenarbeit einschliellich Entwicklung und Ubertragung ange-
passter Technologie

e Mittelstands-, Handwerks- und Genossenschaftsforderung
e Schutz der Umwelt und Schonung der Ressourcen
¢ Landliche und stadtische Entwicklung

e Verbesserung der Leistungsfahigkeit der Offentlichen Verwaltung und der Einrich-
tungen zur Wirtschaftsférderung

e Forderung des Gesundheitswesens
e Kulturelle Zusammenarbeit

Die Ministerprasidenten sind der Auffassung, dass die Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsléndern nicht nur vom Bund und den Landern, sondern auch von der breiten
Offentlichkeit getragen werden muss.

Die Lander begriien und fordern deshalb das Engagement der Nichtregierungsorgani-
sationen und der Kirchen in der Entwicklungszusammenarbeit sowie Aktivitéten von
Gemeinden und von birgerschaftlichen Initiativen. Die Ministerprésidenten sehen eine
verstarkte Einbeziehung der Entwicklungspolitik in die schulische und aul3erschulische
Informations- und Bildungsarbeit vor, um auf diese Weise das Bewusstsein und das
Verstéandnis fur die Probleme der Lander der Dritten Welt zu vertiefen.

3. Die bisherige wechselseitige Unterrichtung von Bund und Landern Gber ihre ent-
wicklungs-politischen Mal3nahmen hat sich als niitzlich erwiesen. Sie bedarf mit Blick
auf den Gesamtumfang der entwicklungspolitischen Aktivitdten der Europaischen
Gemeinschaften, des Bundes und der Lander der Erweiterung und inhaltlichen Verbes-
serung. Die Lander vereinbaren, die gegenseitige Information tber wichtige entwick-
lungspolitische V orhaben auszubauen.

Die Ministerprasidenten begriiRen die Absicht der Bundesregierung, ein Informationssys-
tem als Kontaktstelle fur entwicklungspolitische Vorhaben des Bundes und der Lander
beim Bun-desministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit einzurichten und erklaren
ihre Bereitschaft, daran mitzuwirken.

Die Bundesregierung wird gebeten, die Lander Uber neue Mal3nahmen und V eréanderungen
in den entwicklungspolitischen Schwerpunkten des Bundes, seiner in der Entwicklungszu-
sammenarbeit tatigen Institutionen sowie der internationalen Organisationen zeitgerecht
Zu unterrichten.
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Beschlussder Minister prasidenten der Lander vom 1. Dezember 1994
Rio-Folgeprozess in der Entwicklungszusammenarbeit

Mit ihrem Beschluss vom 28. Oktober 1988 haben die Regierungschefs der Lander erneut
die Bereitschaft unterstrichen, ihren Beitrag zur Losung aktueller Probleme des Nord-Sid-
Verhaltnisses zu leisten und dabei zugleich die Beschltisse vom 03./04. Mai 1962 und 26.-
28. Oktober 1977 bekréftigt. Sie sehen darin auch weiterhin eine geeignete Grundlage, auf
der sich die Entwicklungszusammenarbeit der Lander vollziehen kann.

Die Regierungschefs der Lander unterstreichen die Bedeutung des Rio-Folgeprozesses fir
die Lander und werden ihn im Rahmen ihrer Zusténdigkeiten nachdriicklich unterstitzen.

Sie sehen in den Ergebnissen der Rio-Konferenz eine deutliche Unterstiitzung ihrer eige-
nen Position, die darauf gerichtet ist, an dem notwendigen V erénderungsprozess nicht nur
die Partner im Stiden, sondern vor allem auch die Menschen im eigenen Land intensiv und
auf allen Ebenen zu beteiligen. Ohne Mitgestaltung durch die Bevolkerung und ohne
Transparenz der notwendigen Veranderungsprozesse werden diese nicht umgesetzt wer-
den kdnnen, weder im Norden noch im Stden.

Durch die “Erklarung von Rio zu Umwelt und Entwicklung” werden die zukinftigen
Entwicklungsziele in Grundsétzen definiert und die politischen Prioritdten und zustandi-
gen Strukturen in der sog. Agenda 21 prézisiert.

Der bel der Rio-Konferenz vereinbarte gemeinsame Entwicklungsprozess verlangt die
Bereitschaft zu einer partnerschaftlichen Entwicklung jeweils angepasster tragfahiger
umwelt- und sozial gerechter Modelle fir das zukinftige Zusammenleben der Menschen
auf diesem Planeten. Entwicklungszusammenarbeit muss deshalb Querschnittsaufgabe
werden und die Kohérenz der zentralen Politikfelder anstreben.

Die Regierungschefs der Lander wollen diesen innovativen Impuls nach Kraften unter-
stitzen und damit ihren Beitrag zugunsten einer nachhaltigen, sozial gerechten Entwick-
lung in der Einen Welt leisten.

Die Regierungschefs der Lander bieten ihre Kooperation im Rio-Folgeprozess an und er-
warten von der Bundesregierung, dass sie ihrerseits den notwendigen Umsetzungsprozess
nach Rio fordert und insbesondere bei der Berichterstattung Deutschlands gegentiber der
UN-Kommission fur nachhaltige Entwicklung (CSD) alles in ihren Kraften Stehende tut,
um Lander, Kommunen, gesellschaftliche Gruppen einschliefflich Nichtregierungsorgani-
sationen aktiv an diesem Prozess zu beteiligen.
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Beschlussder Minister prasidenten der Lander vom 9. Juli 1998

1.
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Die Regierungschefs der Lander sind sich darin einig, dass bel der Entwicklungszu-
sammenarbeit im Ausland und bel der entwicklungspolitischen Inlandsarbeit durch
wechselseitige Verwertung von Erfahrungen und effiziente Bindelung von Kréaften
verstarkt Moglichkeiten der Kooperation und der Arbeitsteilung genutzt werden soll-
ten, um den erhohten Anforderungen gerecht werden zu kénnen.

Sie nehmen den Bericht der Landerarbeitsgruppe ,, Koordination und Kooperation in
der Entwicklungszusammenarbeit der Lander der Bundesrepublik Deutschland“ vom
22. Juni 1998 zur Kenntnis.

Die Regierungschefs der Lénder appellieren an die Bundesregierung, die Lander bei
der Entwicklungszusammenarbeit mit auslandischen Partnern mit ihren Erfahrungen
und Méglichkeiten noch starker as bisher in die konzeptionellen Uberlegungen
(Landerkonzepte, Sektorkonzepte) einzubeziehen und die Kohérenz von Entwick-
lungspolitik und AufRenwirtschaft zur Sicherung nachhaltiger Entwicklung zu for-
dern.

Aufgrund der herausragenden Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen und
Initiativen fordern die Regierungschefs der Lander die Bundesregierung und die Eu-
ropdische Union auf, neben der entwicklungspolitischen Informations- und Bil-
dungsarbeit durch komplementéare Mal3nahmen, insbesondere die Forderung von
Projekten der Nichtregierungsorganisationen und Initiativen zu unterstiitzen.
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Besprechung der Regierungschefsder Lander am 17. Juni 2004 in Berlin
Ergebnisprotokoll

TOP 3: Umsetzung der Verpflichtungen im Rahmen der Millenniumsagenda —
Uberpriifungskonferenz 2005

1. Die Regierungschefs von Bund und Léndern stellen fest, dass es erheblicher An-
strengungen und einer Bundelung aller Krafte bedarf, um die Verpflichtungen aus
der Millenniumserklarung des Jahres 2000, die daraus abgeleiteten Millenniums-
Entwicklungsziele und den Konsens von Monterrey aus dem Jahr 2000 umzusetzen.

2. Der Bundeskanzler unterstreicht die wichtige Rolle der Entwicklungszusammenar-
beit sowie der Informations- und Bildungsarbeit der Lénder fir die deutsche Ent-
wicklungspolitik. Er wirdigt den Beitrag der Lander zur Erreichung der deutschen
ODA-Quote von 0,33 % des Bruttonational einkommens bis 2006 sowie der Millen-
niums-Entwicklungsziele.

3. Der Bundeskanzler betont, dass die Bundesregierung den Entwicklungshaushalt in
2004 um rd. 16 Mio. € (rd. 0,4 % gegentiber 2003) erhoht hat, wahrend der Gesamt-
haushalt um 1,1 % sinkt. Dartber hinaus hat Deutschland seine ODA-L eistungen
von 0,27 % in 2002 auf 0,28 % des Bruttonationaleinkommens in 2003 gesteigert. Er
appelliert an die Lander, ebenfalls besondere Anstrengungen beztiglich der Leistun-
gen fur Entwicklungszusammenarbeit zu unternehmen.

4. Die Regierungschefs der Lander erinnern an die Beschliisse der Ministerprasidenten
der Lander von 1988, 1994 und 1998 mit dem Ziel, im Rahmen ihrer Zusténdigkei-
ten und Moglichkeiten ihren Beitrag zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungs-
ziele sowie der deutschen ODA-Quote zu leisten, betonen aber gleichzeitig, dass an-
gesichts der schwierigen Haushaltsage als Folge der wirtschaftlichen Entwicklung
schon die Beibehaltung des status quo ein ehrgeiziges Ziel ist.
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundesldnder

ODA-Leistungen der Bundeslander 2001-2006

in 1.000 Euro
2001 2002 2003 2004 2005 2006

Leistungen Insgesamt 452.360 493.787 606.789 669.958 782.822 764.185
Baden-Wirttemberg 75.589 86.464 104.665 110.950 127.996 121.519
Bayern 48.769 52.821 62.615 64.893 74.063 67.741
Berlin 45823 42.154 44727 44 558 53.923 47.979
Brandenburg 8.211 9.430 10.506 12.585 13.030 12.859
Bremen 7.618 8.723 12.835 18.102 21.510 21.794
Hamburg 24.851 25556 26.550 25829 36.703 36.419
Hessen 38.460 42.077 47.874 52.988 64.502 62.237
Mecklenburg-Vorpommern 4732 5.013 6.128 7.056 8.456 8.375
Niedersachsen 34713 41.251 58.962 68.877 75.443 70.119
Nordrhein-Westfalen 105.451 117.457 151.781 172.789 209.607 211.643
Rheinland-Pfalz 15.327 17.199 21.408 21.982 22.862 22.261
Saarland 4.739 5.292 6.721 8.029 8.657 9.201
Sachsen 15.770 16.135 20474 23.983 24706 27.295
Sachsen-Anhalt 8.828 9774 11.716 14.670 17.615 18.496
Schleswig-Holstein 8.887 9.320 11.557 13.513 13.923 16.030
Thiringen 4.793 5121 8.269 9.056 9.825 10.217

Quelle: Bundeslédnder und Statistisches Bundesamt
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in 1.000 Euro
Deutschland 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Leistungen Insgesamt 452360 493.787 606.789 669.958 782.822 764.185
Leistungen ohne Studienplatzkosten
in 1.000 Euro
Bundesland 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Deutschland 60.464 53.121 49.767 46.698 38.191 47.214
Baden-Wirttemberg 9.994 7.842 6.399 £.981 6.132 £.681
Bayern 7.887 4189 4469 4.190 4601 4107
Berlin 4.054 3.8 2715 2.229 2498 2.318
Brandenburg 346 195 525 1.723 899 179
Bremen 1.810 1.621 1.638 1.058 912 649
Hamburg 4.344 5.132 4926 3.699 5218 5.149
Hessen 1.919 2.511 3.129 2654 586 3.386
Mecklenburg-Vorpommern 447 597 248 383 74 13
Niedersachsen 1.690 1.385 403 388 636 arg
Nordrhein-Westfalen 22374 21.308 19.542 17.869 13.014 19.219
Rheinland-Pfalz 2.541 2.378 2.913 2913 2582 2017
Saarland 141 143 172 172 110 136
Sachsen 734 2597 160 433 202 488
Sachsen-Anhalt 271 184 95 229 171 121
Schleswig-Holstein 1.728 1.391 1.960 1.258 226 1.479
Thidringen 186 146 472 518 327 394
Studienplatzkosten fiir Studierende aus Entwicklungsldndern in Deutschland
in 1.000 Euro
Bundesland 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Deutschland 391.896 440.666 557.022 623.260 744.631 716.971
Baden-Wirttemberg 65.595 78.623 95.266 103.969 121.864 114.838
Bayern 40.882 48663 58.146 60.703 69.463 63.633
Berlin 41.769 38.321 42.012 42327 51.425 45 661
Brandenburg 7.665 9.234 9.980 10.862 12.131 12.680
Bremen 5.608 7.102 11.197 17.044 20.599 21.145
Hamburg 20.307 20425 21.624 22.230 31.485 31.270
Hessen 36.541 39.565 44745 £0.334 63.914 58.851
Mecklenburg-Verpemmern 4.285 4417 5.880 6.673 8.382 8.363
Niedersachsen 33.023 39.865 58.559 68.489 74.807 69.240
Nordrhein-Westfalen 83.077 96.149 132.239 154.920 196.593 192.423
Rheinland-Pfalz 12.786 14.821 18.495 19.068 20.280 20.244
Saarland 4.598 5.149 6.549 7.857 8.547 9.065
Sachsen 15.036 15.838 20.314 23,550 24 503 26.807
Sachsen-Anhalt 8.557 9.591 11.621 14.441 17.445 18.375
Schleswig-Holstein 7.159 7.929 9.597 12.255 13.697 14.551
Thidringen 4.607 4.975 7.798 8.538 9.497 9.823

Quelle: Bundesldnder und Statistisches Bundesamt

" Kosten fiir Studierende folgender Studiengange werden gemdfR der OECD/DAC-Richtlinien nicht auf die ODA
angerechnet: Sport, Kunst, Kunstwissenschaft, Sprach- und Kulturwissenschaften. Ebenso Kosten fiir
Studierende, die nach Abschluss des Studiums ein Bleiberecht in Deutschland erhalten.

Dadurch ergeben sich Abweichungen zu den Daten der Hochschulfinanzstatistik.
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Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Bundesldnder

Leistungen der Lander im Jahr 2006 (ODA, ohne Studienplatzkosten)

je Einwohner und in Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) des L andes

. Leistungenin . ODA pro . ODAin
L énder 1000 € Einwohner Einwohner BIP 2006 Mio. € | % des
BIP

Baden-W irttemberg 6.681 10.738.753 0,62 337.618)  0,0020
Bayern 4.107 12.492.658 0,33 414.789 0,0010
Berlin 2.318 3.404.037 0,68 80.576|  0,0029
Brandenburg 179 2.547.772 0,07, 50.209 0,0004
Bremen 649 663.979 0,98 25.374f  0,0026
Hamburg 5.149 1.754.182 2,94 85.061]  0,0060
Hessen 3.386 6.075.359 0,56 209.208 0,0016
Mecklenburg-

Vorpommern 13 1.693.754 0,01 32.655 0,0000
Niedersachsen 879 7.982.685 0,11 198.989  0,0004
Nordrhein-Westfalen 19.219 18.028.745 1,07 505.880 0,0038
Rheinland-Pfalz 2.017, 4.052.860 0,50 99.899] 0,0020
Saarland 136 1.043.167 0,13 28.607 0,0005
Sachsen 488 4.249.774] 0,11 88.467 0,0006
Sachsen-Anhalt 121 2.441.787 0,05 48.705  0,0002
Schleswig-Holstein 1.479 2.834.254 0,52 69.969 0,0021
Thiringen 394 2.311.140 0,17 46.197] 00,0009

Quellen;: BMZ (ODA der Lander), eigene Berechnungen auf der Grundlage der Statistiken der
Statistische Amter des Bundes und der Lander, Arbeitskreis , Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nungen der Lander* (http://www.vgrdl.de/Arbeitskreis VGR/tab01.asp)

Deutsches I nstitut fir Entwicklungspolitik 55




Publikationen des Deutschen Instituts fiir Entwicklungspolitik

Nomos Verlagsgesellschaft

Messner, Dirk / Imme Scholz (Hrsg.): Zukunftsfragen der Entwicklungspolitik, 410 S.,
Nomos, Baden-Baden 2004, ISBN 3-8329-1005-0

Neubert, Susanne / Waltina Scheumann / Annette van Edig, / Walter Huppert (Hrsg.): In-
tegriertes Wasserressourcen-Management (IWRM): Ein Konzept in die Praxis
iiberfithren, 314 S., Nomos, Baden-Baden 2004, ISBN 3-8329-1111-1

Brandt, Hartmut / Uwe Otzen: Armutsorientierte landwirtschaftliche und ldndliche Ent-
wicklung, 342 S., Nomos, Baden-Baden 2004, ISBN 3-8329-0555-3

Liebig, Klaus: Internationale Regulierung geistiger Eigentumsrechte und Wissenserwerb
in Entwicklungsldndern: Eine O6konomische Analyse, 233 S., Nomos, Baden-
Baden 2007, ISBN 978-3-8329-2379-2 (Entwicklungstheorie und Entwicklungs-
politik 1)

Schlumberger, Oliver: Autoritarismus in der arabischen Welt: Ursachen, Trends und in-
ternationale Demokratieforderung, 225 S., Nomos, Baden-Baden 2008, ISBN
978-3-8329-3114-8 (Entwicklungstheorie und Entwicklungspolitik 2)

Qualmann, Regine: South Africa’s Reintegration into World and Regional Markets: Trade
Liberalization and Emerging Patterns of Specialization in the Post-Apartheid Era,
206 S., Nomos, Baden-Baden 2008, ISBN 978-3-8329-2995-4 (Entwicklungs-
theorie und Entwicklungspolitik 3)

[zu beziehen liber den Buchhandel]

Schriftenreihe bei Routledge

Brandt, Hartmut / Uwe Otzen: Poverty Orientated Agricultural and Rural Development,
342 S., Routledge, London 2007, ISBN 978-0-415-36853-7 (Studies in Devel-
opment and Society 12)

[zu beziehen iiber den Buchhandel]

Springer-Verlag

Scheumann, Waltina / Susanne Neubert / Martin Kipping (Hrsg.): Water Politics and De-
velopment Cooperation: Local Power Plays and Global Governance, 416 S., Ber-
lin 2008, ISBN 978-3-540-76706-0

[zu beziehen iiber den Buchhandel]

Berichte und Gutachten

[Schutzgebiihr: 9,63 Euro; zu beziehen direkt beim DIE oder {iber den Buchhandel. Diese
Schriftenreihe des DIE wurde eingestellt und ab November 2004 durch die neue Schriften-
reihe ,, Studies *“ ersetzt.



Studies

38

37

36

35

34

Klingebiel, Stephan et al.: Donor Contribution to the Strengthening of the African
Peace and Security Architecture, 124 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-373-8

Briintrup, Michael et al.: Monitoring Economic Partnership Agreements, 260 S.,
Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-372-2

Briintrup, Michael et al.: Politique commerciale et développement agricole au
Sénégal : Les enjeux de la politique d’importation pour certains secteurs agricoles
face aux accords sur le commerce international, 157 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-
88985-369-2

Vatterodt, Martina: The Implementation of the Paris Declaration on Aid Effec-
tiveness by the United Nations: progress to date and need for further reforms,
90 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-370-7 (German edition: Studies 31 — ISBN
978-3-88985-359-2)

Liebig, Klaus et al.: Municipal Borrowing for Infrastructure Service Delivery in
South Africa — A Critical Review, 120 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-368-4

[Schutzgebiihr: 10,00 Euro; zu beziehen direkt beim DIE oder iiber den Buchhandel. ]

Discussion Paper

19/2008

18/2008

17/2008

16/2008:

15/2008

14/2008

13/2008

12/2008

Kdstner, Antje: From Chaos to Pragmatism? The Domestic Dimension of Russion
Foreign Policy 1991-2008, 61 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-409-4

Pomerleano, Michael: Developing Regional Financial Markets — The Case of East
Asia, 24 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-406-3

Stamm, Andreas: Development Studies — Development Research: Germany’s Posi-
tion in International Perspective, 50 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-410-0

Hampel-Milagrosa, Aimeé: Gender Differentiated Impact of Investment Climate
Reforms: A Critical Review of the Doing Business Report, 65 S., Bonn 2008,
ISBN 978-3-88985-407-0

Miiller-Kraenner, Sascha: China’s and India’s Emerging Energy Foreign Policy,
19 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-405-6

Dosch, Jorn / Alexander L. Vuving: The Impact of China on Governance Structures
in Vietnam, 33 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-404-9

Schmitz, Hubert / Dirk Messner (Hrsg.): Poor and Powerful — The Rise of China
and India and the Implications for Europe, 63 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-
402-5

Wagner, Christian: Der Einfluss Indiens auf Regierungsstrukturen in Pakistan und
Bangladesch, 33 S., Bonn 2008, ISBN 978-3-88985-403-2

[Schutzgebiihr: 6,00 Euro; zu beziehen direkt beim DIE oder {iber den Buchhandel. ]

A complete list of publications available from DIE can be found at:
http://www.die-gdi.de



	pass: 
	Datum: 20 /2008
	Discussion Paper: Discussion Paper
	Paper Titel: Neuausrichtung der Entwicklungs-
politik der Bundesländer vor dem Hintergrund der veränderten inter-
nationalen Rahmenbedingungen
	Autoren: Jürgen Wiemann


